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2. Jahrgang.

Für das gleiche Wahlrecht!
Der preußiſche Wahlrechtskampf iſt in ſeiner Entwicklung

an einem kritiſchen Punkte erſter Ordnung angelangt: Am
Donnerstag, dem 11. April, hat die Wahlrechtskommiſſion
des Dreiklaſſenparlaments in zweiter Leſung

abermals das gleiche Wahlrecht abgelehnt,
und zwar mit einer Mehrheit von drei Stimmen. Neunzehn
von den fünfunddreißig Kommiſſionsmitgliedern ſtimmten
gegen den entſcheidenden Paragraphen der Regierungsvor-
lage, ſechzehn dafür. Die Mehrheit ſetzte ſich zuſammen aus
den zwölf Konſervativen, den vier Freikonſervativen und
drei Nationalliberalen. Für das gleiche Wahlrecht ſtimmten
die anderen drei Nationalliberalen, die acht Zentrumsmit-
glieder, die drei Fortſchrittler ſowie der polniſche und der
ſozialdemokratiſche Vertreter. Gegenüber dem Abſtimmungs-
ergebnis der erſten Leſung bedeutet die neue Abſtimmung
inſofern eine kleine Verſchiebung, als damals vier National-
liberalen, die gegen das gleiche Wahlrecht ſtimmten, nur zwei
Anhänger der Regierungsvorlage entgegenſtanden, ſo daß
das a en der erſten Leſung 20 zu 15 ſtatt

ar.du e en de tet
im gegenwärtigen Augenblick nichts anderes als einen

Fauſtſchlag ins Geſicht des preußiſchen
Volkes

Ungeheures vollbringt in dieſen Wochen das Volk in Waffen
draußen an der Weſtfront. Jeder Tag, jede Stunde ſieht
dort Leiſtungen, wie ſie noch niemals dagewefen ſind, ſeit die
Erde ſteht. Die Berichte der Oberſten Heeresleitung fließen
über von Worten der Bewunderung für das, was an hin-
gebendem Opfermut, an Todesverachtung, an Ertragen furcht
barſter Anſtregungen, an Aushalten iſt ſchwerſten Leiden
und Entbehrungen von den unbekannten und ungenannten
Millionen auf Frankreichs Schlachtfeldern Tag und Nacht
dem Vaterlande dargebracht wird. Und dieſen Millionen,
die da für Deutſchland, für Preußen leiden und bluten und
das Furchtbarſte erdulden, was je erduldet worden iſt;

dieſen ſelben Millionen wagt die Clique
der in Preußens Parlament von Geld
ſacks Gnaden Regierenden heute abermals

das gleiche Recht zu verweigern?
Kommen ſie aus dem Felde heim, dieſe Millionen, von

denen viele Hunderttauſende für Preußen zu Krüppeln ge-
ſchoſſen ſind, dann ſollen ſie zwar nicht mehr das alte Drei-
klaſſenwahlrecht vorfinden, wohl aber

ein kaum weniger erträgliches
Achtklaſſenwahlrecht.

Denn das und nichts anderes bedeuten die Beſchlüſſe der
Wahlrechtskommiſſion! Nach ihnen ſoll zwar jeder preußiſche
Wähler künftig eine ſogenannte Grundſtimme erhalten, es
werden aber auf dieſe Grundſtimme Zuſatzſtimmen gepfropft,
die ſich nach dem Lebensalter, der Zahl der erwachſenen
Kinder, der Größe des Vermögens, der Höhe des Einkom
mens, der ſelbſtändigen Erwerbstätigkeit, nach dem ekwa
vorhandenen land wirtſchaftlichen Grundbeſitz und nach der
Schulbildung richten. Jn zweiter Leſung ſind auf Grund
nationalliberaler Anträge noch weitere Zufatzſtimmen ein
gefügt worden für alle diejenigen, die länger als 6 Jahre
Mandate irgendwelcher Art ausgeübt und die mehr als
12 Jahre lang dem aktiven Heere oder der aktiven Marine
angehört haben, ſowie für alle diejenigen, die ſeit länger als

12 Jahren hauptamtlich im Reichsdienſte oder im Dienſte
eines Bundesſtaates ſtehen. Auf gut Deutſch heißt das:

alle früheren Unteroffiziere und ein großer
Teil aller Reichs und Staatsbeamten er

halten eine Stimme mehr?
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Schaffen dieſe letzten Beſchlüſſe der zweiten Leſung ein
durch nichts begründetes

politiſches Vorrecht des Beamtentums
gegenüber anderen Staatsbürgern,

ein Vorrecht, von dem die überwiegende Mehrheit der Be-
amten ſelbſt durchaus nichts wiſſen will, ſo bedeuten jene
ſchon in der erſten Leſung beſchloſſenen und jetzt aufrecht-
erhaltenen übrigen Zuſatzſtimmen nichts anderes als eine

neue Bevorzugung des Beſitzes
auf Koſten der Beſitzloſen?

Man überkege ſich nur: das Lebensalter von 50 Jahren, durch
das man eine Zuſatzſtimme erwerben ſoll, erreichen im Durch
ſchnitt ſehr viel mehr Angehörige der beſitzenden Klaſſen als
Arbeiter. Jede Statiſtik beweiſt, um wieviel geringer infolge
der wirtſchaftlichen Nöte, der ſchlechten Ernährungsverhält-

des Beſitzes förmlich mit Händen zu greifen. Denn, mag an
ſich auch die Fruchtbarkeit der Proletarierehen größer ſein
als die der Beſitzenden, die den Kinderſegen ſcheuen, ſo über
trifft andererſeits infolge der ſozialen Not die Kinderſterb-
lichkeit der Proletarier die der beſitzenden Klaſſen um ein
Vielfaches. Und nach dem Kriege wird ſich dieſer Zuſtand
noch verſchlimmern.

Auch die Veranlagungen zur Vermögensſteuer und zur
Einkommenſteuer werden zum Maßſtabe für die Gewährung
von Zuſatzſtimmen gemacht, wobei ganz ähnlich wie beim
alten Dreiklaſſenwahlrecht die durchſchnittliche Steuerſumme
der betreffenden Gemeinde zur Berechnung herangezogen
werden ſoll. Ebenſo ſoll jeder gewerblich Selbſtändige, der
fremde Arbeitskräfte beſchäftigt, eine Zuſatzſtimme bekommen,
gleichfalls alle diejenigen, die als Eigentümer oder Pächter
eigene Landwirtſchaft auf einer Bodenfläche von beſtimmter
Größe betreiben. Darüber, daß auch alle dieſe Beſtimmungen
nackte Bevorzugungen der Beſitzenden bedeuten, iſt natürlich
kein Wort zu verlieren. Aber auch die ſogenannten Bil-
dungsſtimmen ſind im Grunde genommen nichts anderes als
verhüllte Beſitzſtimmen. Weiß doch jedermann, in wie hohem
Maße heute der Beſuch einer höheren Schule und die Ab-
legung von Prüfungen abhängig iſt vom Geld'ſack der Eltern!

Alles in allem genommen bedeuten alſo dieſe Beſchlüſſe
eine

ſchamloſe Entrechtung aller derer,
die durch den Krieg Stellung, Einkommen und Familien-
glück eingebüßt haben zugunſten derer, die

durch den Krieg reich geworden
ſind!

Und ein ſolches neues Wahlunrecht, eine derartige aber-
malige Bevorrechtung der reichen Kriegsgewinnler auf Koſten
der armen Kriegsverlierer wagt man dem preußiſchen Volke
zu biebten, wagt man ihm zu bieten

kurz vor Ablauf des vierten Kriegsjahres,
wagt man ihm zu bieten in einer Zeit, in der eine gewaltige
Welle des demokratiſchen Fortſchritts durch alle Länder geht!

Aber es handelt ſich nicht nur um eine freche Heraus-
forderung des Volkes, ſondern auch um eine kaum minder
freche Herausforderung der Regierung

Was wird die Regierung tun?
Wird ſie den Fehdehandſchuh, den ihr der freche Hochmut
der Junker und der Schlotbarone hingeworfen hat, auf-

r 2 i x t d eſich gefallen laſſen, daß iht

von mindeſtens 14 Jahren. Auch hier iſt die Bevorzugung

nehmen? Oder wird ſie vor dem Starrſinn der Reaktionäre
die Segel ſtreichen? Das wäre

die ſchmählichſte Kapitulation, die jemals
eine Regierung über ſich gewonnen hätte
Einmal über das andere haben die preußiſchen Reform
miniſter, haben die Herren Dr. Friedberg und Dr. Drews
klipp und klar erklärt, daß jedes Pluralwahlrecht für die
Regierung völlig unannehmbar ſei, daß ſie unter allen Um
ſtänden am gleichen Wahlrecht feſthalten würde. Dasſelbe
hat mehrfach in unzweideutigen Worten auch der Reichs
kanzler und preußiſche Miniſterpräſident Graf Hertling ver
ſichert. Ja, noch mehr: auch der

König von Preußen
hat mehr als einmal in feierlichen Kundgebungen ſein Wort
verpfändet, hat ſich perſönlich eingeſetzt für das preußiſche
Reformwerk! Zuerſt in der Oſterbotſchaft vom vorigen
rig 73 r dann im Wahlrechtserlaß vom
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geworfen
wird? Sie darf es nicht, ſie kann es nichtk

Mehr als ein Weg ſteht ihr offen, um ihrem Wahlrechts
programm zum Siege zu verhelfen, um das Königswort zur
Einlöſung zu bringen: gelingt es ihr nicht, bis zur zweiten
Leſung der Reformvorlagen in der Vollverſammlung des
Abgeordnetenhauſes ſich eine wenn auch noch ſo geringe Mehr
heit für das gleiche Wahlrecht zu ſichern, ſo kany ſie entweder
das Abgeordnetenhaus auflöſen und noch während des
Krieges unter der zündenden Loſung:

„Für oder gegen das gleiche Wahlrecht?“
Neuwahlen ausſchreiben, oder aber ſie kann den Weg

der Reichsgeſetzgebung
beſchreiten, ſie kann ſchließlich auch das Dreiklaſfenwahlrecht
durch königliche Verordnung ebenſo außer Kraft ſetzen, wie
es vor nunmehr 69 Jahren durch bloße königliche Verord-
nung eingeführt worden iſt. Auf Grund des gleichen Wahl
rechts, wie es im Jahre 1848 in Preußen ſchon einmal zy
Recht beſtanden hat und eigentlich

auch heute noch zu Recht beſteht,

hätten dann Neuwahlen ſtattzufinden und das aus dieſen
hervorgehende Abgeordnetenhaus hätte dann die Wahlrechts
frage endgültig zu regeln.

Welche von dieſen Möglichkeiten die preußiſche Regierung
ergreifen wird wir wiſſen es heute noch nicht. Das eine
aber wiſſen wir, daß die Poſition der Regierung den eiſen
ſtirnigen Erwählten des Dreiblafſenwahlrechts gegenüber
unüberwindlich iſt, wenn ſie ſich

rückhaltlos auf das Volk ſtützt!
Die Regierung kann ſiegen und ſie wird ſiegen, wenn ſie nur
ſiegen will!

Das werktätige Volk aber rufen wir auf, allerorts in
machtvollen Kundgebungen ſeine Stimme zu erheben und
unzweideutig kundzutun, wie es über die unerhörte Heraus-
forderung der Maſſen durch die Junker und Junkergenoſſen
denkt, die nicht davor zurückſcheuen, um ihrer nackten Profit
und Herrſchaftsintereſſen willen das deutſche Volk jetzt mitten
im Weltkriege in die ſchwerſten inneren Kämpfe zu ſtürzen!
Brauſend muß in dieſen entſcheidenden Wochen von einem
Ende Preußens zum anderen, von einem Ende Deutſchlands
zum anderen der Donnerruf erſchallen:

Nieder mit jedem Mehrſtimmenrecht!
Hoch das gleiche Wahlrecht!
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deutſche Truppen in heſingforg.
Der amtliche Thendbericht.
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Bei dem dereits zehn Unternehmen nördlich St. Mihiel
in der 14. April wurde der größte Teil der öſtlich und
ſüdöſtlich y auf dem rechten Maghzufer gelegenen ameri-
kaniſchen Stellungen erſtürmt. Die an der Chauſſee St. Mihiel--
Rouvrois ſtark beſetzte feindliche Hauptwiderſtandslinie wurde im
ſcharfen Kampf gegen den ſich tapfer wehrenden Feind größtenteils
aufgerollt. Außer der Einbuße an Gefangenen erlitt der Feind
äußerſt ſchwere Verluſte.

Bei der Säuberung der e n r weſtlichNieuwekerke wurden 2 Offiziere und 100 nun gefangen und
zahlreiche Maſchinengewehre erbeutet. Ein feindlicher Angriff
nordweſtlich Nieuwekerke brach am Morgen des 14. April unter
ſchweren Feindverluſten zuſammen.

Selegramm unſeres Kriegsberichterſtatters.
ebiet bei Armentieres, 13. April mittags.

Der vierte Tag der Schlacht bei Armentieres hat einen Erfolg
don größter Bedeutung gebracht. Der rechte Flügel der Armee
e. Quaſt hat mit derſelben kühnen Angriffskolonne, die ſchon am
10. April weit vorſtürmend Steenwerck nahm, nunmehr die geſamte
Tiefebene der Lys durchſchr und nördlich des Bahnhofes Steenwerck
feſten Fuß auf der beher flandriſchen Hügelkette gefaßt. Dieſes
Hügelland, von ete über den Kemmelberg, den Mont Noir und
das Trappiſtenkloſter von Godeversfelde dis zu den Höhen von Haze-
brouck ſtreichend, iſt der geſamten deutſchen Angriffsfront ſperrend vor
gelagert. Geſtern erfolgte die Erſtürmung dieſe Höhen ſüdlich Bailleul.
Sie legt in dieſe Sperre die erſte Breſche und erleichtert das Vorgehen
des linken Flügels der Armee v. Arnim, die ſchon am dritten Tage, wie
gemeldet, die weiter öſtlich gelegene Nachtigallhöhe beſetzen konnte. Die
Höhen von Bailleul und Neuve Egliſe, die Schlüſſelpunkte für die neue

Hügelſtellung, ſtehen augenblicklich im Mittelpunkt ſchwerer
mpfe.
Wie der rechte Flügel, ſo hat auch die Mitte und der linke Flügel

der Armee p. Quaſt geſtern wieder einen breiten Streifen feindlichen Ge
bietes auf der ganzen Linie hinter ſich gebracht. Nördlich Merville iſt die
O Alt Berquin erreicht, rechts davon die Eiſenbahnlinie Hazebrouck

eul überſchritten. Jn die Ausläufer des Waldes von Rieppe,
ſüdlich Hazebrouck ſind unſere Spitzen eingedrungen. Das Waldhindernis
rechts liegen n haben ſich Teile einer andern Diviſion zu beiden
Seiten des Lyskanols an St. Venand herangeſchoben und bedrohen ſo
rr5 das wichtige Kriegsſtahlwerk der Entente bei Js-

ergues.
were, aber im Abſchluß ſiegreiche Kämpfe haben ſich, wie erſt jetzt
bekannt wird, in den letzten Tagen in ſeiner linken Defenſiv-

anke der Armee Hueſt längs des La Baſſeekanals abgeſpielt. Die Eng
länder verteidigen hier wichtiges franzöſiſches Jnduſtrie- und Kohlen
gebiet. Die Kreidehügel des Artois, von denen die Loretto-Höhe die
bekannteſte iſt, im Rücken, die Stadt Bethune als Hauptfſtützpunkt
benutzend, haben ſie vom Beginn der deutſchen Offenſive an aus dem
ſtarken Feſtubert-Riegel und der nördlich anſchließenden ſogenannten
Bethune- Stellung heraus zahlreiche heftige Entlaſtungs-
angriffe in die deutſche Deſenſivflanke unternommen. Beſte eng
liſche Truppen, wie die 51. Diviſion, ſind hier eingefetzt. Am erſten
Tage wogten die Kämpfe um Givenchy hin und her. Am zweiten Tage,
als der nördlichſt benachbarte Laveabſchnitt durchſtoßen wird, konnte auch
hier vorgegangen werden. Geſtern iſt die Ortſchaft Locon, 5 Kilometer

worden. Zwiſchen Bethune und St.
ſt ſt der La Baſſeekanal erreicht worden. Wie die Gegend von

Baklkleul im Norden, ſo iſt der Raum von Bethune im Süden der
Brennpunkt des augenblicklichen Ringens.Das gewaltige Linbrudelech das ſich täglich um 4 Kilometer aus-

gedehnt hat, und die empfindlichſten Eiſenbahn-Jnduſtrie-Jentralen des
Gegners bedroht, treibt die engliſche Armee bis zum letzten Mann zu
erbitterter Gegenwehr. Ahgekämpfte, kaum wieder aufgefüllte Divi-
ſionen aus der großen Schlacht, Rekrutendepots, Armierungsſoldaten,
friſch in Calgis und Boulogne gelandete Reſerven werden in die wan-
kende Schlachtfront geworfen. Einzelne Gruppen wehren ſich ver-
zweifelt. Stündlich erſcheinen bis weit ins Hinterland hinein Flieger-
ge und bombardieren finnlos und nervös jede Stadt und jeden
rauchenden Schornſtein. Ungehemmt und ziel ſicher dagegen,

tragen von dem wandernden Feuer unſrer Artillerie, rückt der
eutſche Angriffsklotz immer tiefer in die engliſche

Kontinentalfeſtung hinein
Dr. Adolf Köſter, Kriegsberichterſtatter.

Amiens und Amgebung
wurden auf Befebl der engliſchen Heeresleitung von der franzöſi
ſchen Zivilbevölkerung geräumt. Den Bewohnern wurde keine
Zeit gelaſſen, ihr Vieh fortzutreiben. Die zahlreichen, jetzt herren-
ſoſen Herden werden durch engliſche Truppenkommandos einge-
fangen. Die Engländer behalten das Vieh für ſich, ſchlachten es
ab und verwenden es nach Belieben. Die Empörung der franzöſiſchen
Bevölkerung gegen den britiſchen Bundesgenoſſen iſt naturgemäß
groß. Die franzöſiſchen Soldaten ſchieben die Schuld an der großen
Niederlage, die auch ſie betroffen, ſowie überhaupt an der Kriegs-
verlängerung lediglich auf England. Das ungerechtfertigte brutale
Aurftreten der britiſchen Armee ſteht im größten Gegenſatz zu ihrer
Unfähigkeit, die Front zu halten, und zu ihrer fortgeſetzten Preis-
gabe frangöſiſchen Bodens.

Englands öffentliche Meinung
ift über die Erfolge der deutſchen Offenſive ſehr beſtürztk. Mit ſo
ſchnellen Fortſchritten hatte man nicht gerechnet. Allgemeinen Er-
achtens konnten die gewaltigen Niederlagen vermieden werden,
wenn die engliſche Führung nicht gänzlich verſagt hätte. Die Eng
zänder zeihen ſich ſelbſt einer maßloſen Unterſchätzung der Deut-
ſchen. Zur Zeit glaubt der größte Teil des Volkes an keinen Sieg

en Linien nordöſtlich von dem Orte
dem Sqlachtfeld an der Lys. Wulver

Deutſcher Heeresbericht vom 15. April.
Großes Haupiquartier, 15. April 1918.

Weſtlicher Krieggſchauplag.
Auf dem Schlachtfelde an der Lys kam es viel p er

bitterten Nahkämpfen. Südweſtlich von Rieuwekerke ſo
wie zwiſchen Bailleul und Merris wurden engliſche
Maſchinengewehrneſter geſäubert, ihre Beſatzung gefangen.
Gegenangriffe, die der Feind aus Bailleul heraus undgabe bie Bethune führte, brachen verluſtreich zu
ammen.

An der Schlächtfront zu beiden Seiten der Somme
blieb der Artilleriekampf bei regneriſchem Wetter in mäßigen
Grenzen.

Oſten.
Nach heftigem Kampf mit bewaffneten Banden ſind unſere

in Finnland gelandeten Truppen, tatkräftig unterſtützt
durw Feile unſerer Seeſtreitkräfte, in Helſingfors ein

eruckt.
Der Erſte Generalquartiermeiſter. Ludendorff.
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der Waffen und Hält ein Weiterkämpfen ſchon wegen der zu
nehmenden Lebensmittelknappheit für zwecklos. Zur Ueberſee-
ergänzung des verlorenen gewaltigen Kriegsmaterials muß natur
gemäß die Lebensmitteleinfuhr eingeſchränkt werden. Jede Schiffs-
verſenkung gewinnt daher jetzt erhöhte Bedeutung. Die engliſche
Regierung entfaltet in der Preſſe und durch Volksredner eine ſtarke
Propaganda gegen das Wachſen der Kriegsmüdigkeit. Dennoch
greift dieſe nicht nur im Volk, ſondern auch beſonders an der Front
immer weiter um ſich. Englands einzige Hoffnung ſind die fran
zöſiſchen Reſerven, deren Einſotz das engliſche Heer vor weiteren
Niederlagen ſchützen müſſe.

Kriegsmüdigkeit der Auſtralier.
Die Stimmung der Auſtralier iſt durchweg kriegsmüde. Aus-

nahmslos herrſcht die Anſicht, daß der Krieg niemals mit einem
Sieg Englands enden könne. Die Auſtralier ſind auf die Eng-
läder deshalb beſonders erboſt, weil ſich dieſe das ganze, während
vieler Monate unter ungeheuren Opfern eroberte Sommegelände in
wenigen Tagen abnehmen ließen. Der Zorn hierüber iſt bei ihnen
deshalb ſo groß, weil es in erſter Linie die Auſtralier waren, die
wie gewöhnlich ſo auch in der Sommeſchlacht 1916 am ſchwerſten
bluten mußten.

Die Sogialpolitik im neuen
Deutſchland.

Die überaus rührige Geſellſchaft für ſoziale Reform hat
auch während der Kriegszeit den Fragen der Sozialpolitik
große Aufmerkſamkeit geſchenkt und ſie trifft ſchon jetzt Vor
ſorge, um die für die Friedenszeit zu ſtellenden ſozialrefor-
matoriſchen Forderungen programmatiſch aufzuſtellen. Ein
wie reges Jntereſſe der zukünftigen Sozialreform in den der
genannten Geſellſchaft naheſtehenden Kreiſen entgegengebracht
wird, bewies eine von ihr veranſtaltete Kundgebung am
Sonntag mittag, 14. April, in Berlin. Trotz des herrlichſten
Frühlingswetters war der große Saal der Philharmonie ſo
üverfüllt, daß eine Parallelverſammlung in einem kleinen
Sagole des Lokals abgehalten werden mußte.
Was in dieſer Kundgebung von Vertretern der ginzelnen
Organiſationen der Berufe und der Stände und der Sozial
politiker als Forderungen der Zukunft vorgetragen wurde,
umfaßt ein großes Programm, das aber zum weitaus größ-
ten Teil mit Leichtigkeit durchgeführt werden kann, da es
nicht allzu große materielle Anforderungen an Staat und
Geſellſchaft ſtellt, nur der gute Wille und die Einſicht zur
Verbeſſerung der ſozialen Lage der Arbeiterklaſſe gehört dazu. und
Wir trafen manch alten Bekannten unter den zukünftigen

demokratiſchen Fraktion im Reichstage erhoben wurden und
deren Verwirklichung erſt jetzt durch die ſoziale Umwälzung
der Kriegszeit einen Schritt näher gekommen iſt, ſo z. B.
das Arbeitskammergefetz.

Nach einer kurzen Eröffnungsanſprache durch Freiherr
v. Berlepſch hielt Prof. Dr. Francke das einleitende Referat,
das das zukünftige reformatoriſche Programm enthält. Er
hält es für eine Verpflichtung der Heimgebliebenen, den heim
kehrenden Kriegern ein neues Heim zu errichten, das ihnen
Schutz vor den Gefahren des wirtſchaftlichen Lebens bietet.
Die Wege der Sozialpolitik führten dazu. Jn dem vor
Kriegsausbruch von gewiſſer Seite verkündeten Stillſtand der

den Druck höchſter Kriegsnot verſchlechterte Arbeiterſchutz
müßte nach Kriegsbeendigung verbeſſert und vervollkommnet
werden. Prof. Francke erkennt außer dieſem Rückſchritt in
der Sozialreform auch manche Errungenſchaft während der
Kriegszeit, ſo die geringe Verbeſſerung in der Unfall- und
Jnvalidengefetzgebung. Bei dem ſtarken Verluſt an arbeits
fähigen Menſchen, der nicht allein durch den Tod auf den

höhte Sterblichkeit in der Heimat, müßte eine zielbewußte
energiſche Bevölkerungspolitik getrieben werden. Mutter

lingsſchutz, vor allem die ſo bewährte Wochenhilfe,

Sozialreform müßte eine Gefahr erblickt werden. Der durch ſchaffen

Schlhachtfeldern eingetreten ſei, ſondern auch durch die er Geſetzes

der Kriegslaſt und wird die Mittel nicht leicht beſchaffenkönnen. Jede Million aber, die a Wie für die Er
haltung und Erſparung der Volkskraſt ndet werde,tage hunvertfältige Frucht. In gleicher Weiſe wirke eine

Wohnungsreform, die ſich nicht nur auf den Bau neuer Woh
nungen beſchränken dürfte, ſondern eine Beſeitigung des
Wohnungselends zum Ziele haben müſſe. Die Wiederher-
richtung des Arbeiterſchutzes, das Verbot der Kinderarbeit
und der eit für Frauen ebenſo eine Verbeſſerung der
Sonntags müſſe durchgeführt werden. Der Einwand,
der ſchon jetzt e e Seite erhoben wurde, daß bei dem
z befürchtenden an Arbeitskräften eine Verlängerung
er Arbeitszeit die notwendige Folge ſein müßte, ſei un-

ſozial; der Krieg habe gezeigt, daß dasjenige Volk Sieger ſei,
das den beſten Arbeiterſchutz und die fortgeſchrittenſte Sozial
politik im Lande habe. Um etwaigen Arbeitsmangel und
die Arbeitsloſigkeit zu beheben, ſei das öffentliche Nachweis-
weſen zu verbeſſern. die Erwerbsloſenunterſtützung einzu
führen und eine Regelung bei der Zuwanderung ausländiſcher
Arbeiter zu treffen. Um Lebensbedürfniſſe und Löhne in
gewiſſem Ausgleich zu halten, müſſe der Staat Lohnpolitik
treiben, wie das jetzt ſchon verſchiedentlich durch die Feſt
ſetzung von Mindeſtlöhnen geſchehen ſei. Das Arbeits
kammergeſetz werde nun endlich bald kommen und damit den
Arbeitern eine geſetzliche Jntereſſenvertretung gegeben, die
andere Stände längſt hätten. Prof. Francke fand manch
treffliches Wort über die Wertſchätzung der Arbeiter und ihrer
Organiſationen, die beſonders ſichtbar im Kriege hervor-
getreten iſt. Er verlangt deshalb auch eine Erweiterung der
politiſchen und wirtſchaftlichen Rechte und Freiheiten der
Arbeiterklaſſe, eine gründliche Reform des Koalitionsrechts,
auch für die Landarbeiter, die Aufhebung des F 153 der Ge.
werbeordnung, die Wahlrechtsreform und die Zulaſſung vor.
Arbeitervertretern zu den ſtaatlichen und kommunalen Kör-
perſchaften, ſowie einen ungehinderten Aufſtieg der Begabten.
Beſonderen Beifall erntete er, als er dabei betonte, daß nicht
gefragt werden dürfe, was iſt der Mann? Arbeiter oder
Akademiker, ſondern was weiß er?

Der Vertreter der Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereine
Hartmann ſtellte in den Mittelpunkt ſeiner Erörterungen die
Forderung auf Einführung eines Rreichs-Einigungsamtes,
die Beibehaltung der durch das Hilfsdienſtgeſetz geſchaffenen
Arbeiterausſchüſſe und Schlichtungsausſchüſſe, um etwa kom-
menden Lohnkämpfen zu begegnen.

Demgegenüber betonte Legien von den Zentraſverbänden
der Gewerkſchaften, daß die Vorausſetzung zur Errichtung
eines ſolchen Einigungsamtes außer dem Arbeiferſchutz die
Gewährung der vollen Koalitionsfreiheit ſei. Solange die
Arbeitskraft als Ware behandelt wird, würden wirtſchaftliche
Kämpfe nicht zu vermeiden ſein. Die Koalitionsfreibeit dürfe
aber nicht theoretiſch anerkannt werden, ſondern ſie müſſe
praktiſch durchgeführt werden, und zwar in der Verwaltungs-
und Gerichtspraxis, in der bei Auslegung des Geſetzes vieles
geändert werde. Die Zahl der Widerſacher gegen den Arbeiter
ſchutz ſei nicht gering; dieſe Widerſtände aber müßten zum
Wohl des Volkes überwunden werden.

Eine größere Anzahl von Rednern der verſchiedenen Be
rufsorganiſationen der Privatbeamten und Angeſtelltenver-
bände uſw. trug dann noch in kurzen Anſprachen ihre ſpeziellen
ſozialpolitiſchen Forderungen des Berufes vor, wobei in der
Hauptſache den Fragen der Bevölkerungspolitik, der Woh
nungspolitik, des Arbeiterſchutzes und auch insbeſondere der
Fürſorge für die Kriegsbeſchädigten beſondere Bedeutung bei-
gelegt wurde.

Die Verſammlung ging vom beſten Geiſte beſeelt, in der
feſten Abſicht auseinander, für die Fortführung der Sozial
reform mit allen Kräften auch im neuen Deutſchland zu wirken.

Sächfiſche Konferenz der Angeſtellten-
Ausſchüſſe.

v r rc. n.Se en Ken deenleben und des Königreichs
Sachſen eingeladen waren.

An erſter Stelle ſtand auf der Tagesordnung ein Referat des
bg. r u z über die Rechte v n der Feſte

us unker Berückſichligu es. erRedner warf zunächſt einen eren geſchichtlichen Rückblick auf die Ar

beiterausſchüſſe, die als Vorläufer der AngeſtelltenAusſchüſſe anzuſehen
ſind. Die induſtrielle Entwicklung Deutſchlands ſeit 1670/71 hätte nicht
einen ſolchen rapiden Fortſchritt machen können ohne das Pflichtbe-
wußtſein der deutſchen Arbeiterſchaft, ganz gleich, ob ſie geiſtig oder
körperlich tätig iſt. Durch die e von Kapital und ge
waltigen Unternehmungen ſeien immer größere Maſſen von 7
zuſammenkommen. Der einzelne A komme nicht mehr in dire?
ten Verkehr mit dem Chef oder der Direktion. Die Entfremdung trete
immer mehr ein, nicht zuletzt auch die Arbeitsteilung. Deshalb ſei der
Wunſch begreiflich, ähnlich wie es bei den gewerblichen Arbeitern der
Fall ſei, ein Bindemittel auch e den geiſtigen Arbeitern und
Unternehmern zu ſchaffen. Die Erfahrungen hatten gezeigt, daß ſich dieArbeiterousſchuſſe durchaus bewährt haben. Wo hinter den Arbeiter

ausſchüſſen eine ſtarke Organiſation ſtehe, werden die Arbeiterausſchüſſe
ſtets von Erfolg ſein, Arbeits und Lohnſtreitigkeiten ſo gut wie
ganz vermieden

Die Angeſtellten hätten nun ſchon ſeit Jahren verſucht, auch Ange-
ſtelltenausſchüſſe ins Leben zu rufen, um eine einheitliche BVewertung
der Arbeitskraft, natürlich immer unter Berückſichtigung der individuellen
Leiſtungsfähigkeit, durchzuführen. Das ſei aber nicht gelungen. Do ſei
am 24. Dezember 1916 dem ehe ein Geſetzentwurf über den
valerländiſchen zugegangen. Auf Grund des Ermächtigungs
geſetzes ſei ein wahrer von rdnungen herniedergegangen,
wodurch unter den betroffenen Kreiſen eine große Unklarheit geſchaffen
worden ſei. Deshalb habe ſich im Reichstage der Gedanke durchgeſetzt,
daß Rechtsgarantien geſchaffen werden müßten, damit der Betroffene
nicht bloß Objekt der Kriegsgeſetzgebung werde, ſondern daß auch die
Perſönlichkeit zu ihrem Rechte gelange. Die ſozialdemokratiſche Fraktion
habe dieſes gewiß nicht ideale Geſetz nicht J nt, ſondern ſie habe
an ſeiner Verbeſſerung mitgearbeitet, weil an Stelle des Geſetzes etwas
Schlimmeres hätte treten können. Auf Grund des Belagerungsgeſetzes
hätten die Maſſen zu Kriegsarbeiten jeder Art her werden
und den rein militäriſchen Geſetzen unterſtellt werden können.
Volksvertretern würde geflucht worden ſein, wenn ſie unterlaſſen hätten,
anſtatt der Anwendung der militäriſchen Geſetze etwas eres zu

Der weſentli Vorteil des Hilfsdienſtgeſetzes für die Angeſtellten

as enJahren die Angeſtellten nicht erreichen konnien, wurde auf Grund des
Hilfsdienſtgeſetzes durchgeſetzt. Allen Perſonen, die unter dem Hilfs
dienſtgeſetz ſtehen, dürfen nach wie vor ihren Berufsorganiſationen ange
hören oder ſolchen beitreten.

Der Redner erläuterte dann einzelne wichtige Beſtimmungen des
und ihren Zweck, ſowie die Rechte und Pflichten der Ange

h und knüpfte daran die Aufforderung, unangemeſſene
Behandlung dieſer Ausſchüſſe ſofort dem Reichstage zur Kenntnis zu

Vor allem betonte er die Notwendigkeit eines einheitlichen
Säug

muß fortgeführt und die Arbeiterverſicherung ausgebaut wer
gan, die ſchon vor vierzig Jahren von der ſosial

manneeeà
den. Das wird Geld koſten. Das Reich ſeufzt jetzt ſchon unter

Vorgehens der örtlichen Ausſchüſſe in allen die Angeſtellten derührenden

würde,A ſo z. B. auch in d dL Geiſt der Soudaritet abe. ſä e



dann könnte dies, wie es dei den e Ardeitern
ſei, den Angeſtellten nur zum en rteil gereichen. Bedauer

un die Angeſtellten noch nicht über eine einheitliche
rgan n.

An den mit ſtarkem Beifall ausgezeichneten Vortr eine
Debatte an, in der Wittig Leipzig für die ung
derer rn der Angeſtellten-Ausſchüſſe eintrat, um
etwas Einheitliches zu ſchaffen. In Leipzig machten die telltennicht in dem Maße von den einzelnen Schuhdeſtimnnungen des Geſetzes

Gebrauch wie die Arbeiter und wie es wünſchenswert wäre. Wenn
der Angeſtellten Ausſchuß eines Betriebes ſeine Schuldigkeit nicht tue,
müßte er von den einzelnen Angeſtellten vorwärts getrieben werden.
Bei Streitigkeiten die Gewerbegerichte Urteile die beim
Schlichtungsausſchuß ausgeſchloſſen geweſen wären. Es liege an der
Unkenntnis des Geſetzes, wenn von den vorhandenen Rechtsgarantien
zu wenig Gebrauch gemacht werde. Mit Hilfe des Schlichtungsaus
ſchuſſes kämen die Angeſtellten und Arbeiter viel ſchneller zu ihrem
Rechte als durch Anrufung der Kaufmanns- und Gewerbegerichte. Ge
wiß handele es ſich hier um Neuland für die Angeſtellten, aber die
Kämpfe, die die Arbeiter ſchon vor Jahrzehnten ausgefochten haben,
werden auch den Angeſtellten nicht erſpart bleiben. Ohne Kraftanſtren
gungen ſeien eben keine Erfolge zu erzielen. Für die Angeſtellten
bringe das Geſetz mehr Vorteile als für die Arbeiter, nur verſtünden
ſie nicht, davon Gebrauch zu machen.

Der Vorſitzende Schwarze ſagte zu, daß dieſe Anregung nicht
unbeachtet gelaſſen, ſondern ſchon in nächſter Zeit verwirklicht werden
ſoll.

Eine längere Ausſprache knüpfte ſich auch an die Zweifelsſfrage,
ob Angeſtellle mit äber 5000 M. Gehalt wählbar ſind bzw. ihre Funk-
tionen als Ausſchußmitglieder verlieren. Nach einer preußiſchen Ver
ordnung vom 31. Dezember 1917 blieben dieſe Angeſtellten Ausſchuß-
mitglieder, während in Sachſen eine ſolche Regelung nicht n ſei.
a w w u ck ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß Angeſtellte, die
ſchon 5000 M. Gehalt hatten, nicht gewählt werden können, daß ſie
aber ihre Funktionen nicht verlieren, wenn ſie erſt nach ihrer Wahl
das Gehalt von 5000 M. überſchreiten. Das en auch die preußiſche
Verordnung vom 31. Dezember 1917. Allgemein wurde auch die An
ſicht geteilt, daß Angeſtellte mit 5000 M, angeſichts der igen Teue-rungsverhältniſſe keineswegs ſo hoch geſtellt nd als daß ſie nun auf

alle Vorteile des Hilfsdienſtgeſetzes verzichten können. Buck wiesdarauf hin, daß die gewertſhaſtüicyen Zentralverbände bereits eine Ein

gabe an den Reichstag um Erhöhung des verſicherungspflichtigen Ein
tkommens zur Angeſtellten- Verſicherung auf 8000 M. gerichtet haben.

Süß Dresden wünſchte Skrafbeſtimmungen für ſäumige Aus
ſchuß mitglieder und bedauerte, daß die
trieben nicht dem Hilfsdienſtgeſetz unterſtellt und demzufolge auch in
den AngeſtelltenAusſchüſſen nicht vertreten ſind. Letzteres bedeute eine
ſchwere Gefahr für die Angeſtellten im allgemeinen. Beim Stadtrat zu
Dresden würden gegenwärtig gegen 3000 Hilfskräfte beſchäftigt. Jhre
Bezahlung ſei völlig unzureichend und bewege ſich meiſt unler 200
monatlich. Auf eine Anfrage habe der Stadtrat erklärt, der ortsäbliche
Tagelohn eines Angeſtellten beirage 4 M. Würden dieſe Hilfskräfte
in den Angeſtellten-Ausſchüſſen vertreten ſein. würden deren Einkom-
mensverhältniſſe ſicher beſſere m

W tig T bemerkte daß fedes Ausſchußmiiglied ver
flichtet ſei, im Falle einer Behinderung der Teilnahme an der Ausſhußſiung dem Vorſitzenden Mitteilung zu machen damit der Stell

vertreter einberufen werden könne.
Damit war die Tagesordnung erledigt. Beſchloſſen wurde noch,

daß künftig die Arbeitsgemeinſchaft der freien Angeſtelltenverbände be
zirksweiſe Verſammlungen zu dem gleichen Zwecke veranſtalten ſollen,
zu denen in den Großſtädten auch die übrigen Ausſchußmitglieder ein
geladen werden ſollen.

ſchon der Fall

ilfskräfte in den Gemeindebe- fr

hör der ruſſiſchen Marine und deren Familien an Bord anſcheinend
auf nach Kronſtadt, begegnet. Vor dem LeuchtturmGrahara ein großer öliger Fleck im Eiſe, ſowie Schiffstrümmer,
Torpedokeſſel uſw. den Platz an, an dem drei engliſche UBoote bei der
Nachricht von unſerer Annäherung geſprengt waren. Sofort nach An
kunft des deutſchen Geſchwaders wurde das Landungskorps noch am
päten Abend des 12. April ausgeſchifft. Es erlitt die erſten Verluſte
chon während der Landung.

Was die Ukrainer ſagen.
Die Nachricht von dem Anſchluß Beßarabiens an Ru

mänien hat in allen Kreiſen der ukrainiſchen Bevölkerung eine
große Entrüſtung hervorgerufen. Unverzüglich wurde eine außerordent-
liche Sitzung des Parlamentes „Zentralna Rada“ abge
halten, die ſpeziell der beßarabiſchen Frage gewidmet war. Alle Frak-
tionsführer im Parlament haben energiſch gegen die internationale Spe
kulation der rumäniſchen Regierung Proteſt erhoben. Sie haben darauf
hingewieſen, daß dieſer Anſchluß nicht nur dem Wunſche der Ukrainer,
Deutſchen und Bulgaren in Beßarabien nicht entſpricht, ſondern auch
nicht dem Wunſche der moldauiſchen Bevölkerung ſelbſt.

Die Wirren in Finnland.
Stockholm, 12. April. Nach einer Meldung von Svenska Dag-

b ladet haben die ſozialiſtiſchen Mitglieder des Landtages in Helſing
fors einen Aufruf erlaſſen, in dem unter anderem geſagt wird: Das
durch Vertreter der Roten Garde verſtärkte Parteikomitee beſchloß den
für das ganze Land und haupt'ächlich für die ſozialdemokratiſche Partei
ſo unglücklichen Staatsſtreich, der dann am 27. Januar ausgeführt wurde.
Eine ſozialdemokratiſche Parteiverſammlung hatte einen ähnlichen Staats
ſtreich oder eine rote Diktatur beſchloſſen. Als der Staatsſtreich durchge
führt wurde, wurde die ſozialdemokratiſche Landtagsgruppe überhaupt
nicht gefragt und der Parteirat erſt eine Woche nach dem Staatsſtreich
r um über die Angelegenheit zu beraten. Jeder, der
bei dieſer Sitzung wegt hätte, ſich in irgendeiner Weiſe zu widerſetzen,
wäre das Opfer eines Bajonetts geworden. Dieſer Staatsſtreich iſt nicht
nur gegen den Willen der vom Volke durch das allgemeine Wahlrecht
gewählten Vertretung, des Landtages, in Szene geſetzt weorden, ſondern
auch ein Staatsſtreich gegen die ſozialdemokratiſche Partei ſelbſt geweſen.

Slockholm, 13. April. Nach einer Meldung von Stockholms
Tidningen haben die beiden ſozialdemokratiſchen finnländiſchen
Landtagsabgeordneten er und Piiſinen im radikalen Organ
der Agrarpartei Jlkka einen Artikel veröffentlicht, in welchem ſie beſorgt
fragen, was aus der finnländiſchen Arbeiterbewegung werden wird, und
erklären, daß die ſozialdemokratiſche Zeitung Työmies die Haupt
ſchuld an der Jrreführung der Arbeitermaſſen habe, Die Helſingforfer
Sozialiſten ſeien durch das im Lande befindliche ruſſiſche Militär und die
s Elemente der menſchlichen Geſellſchaft auf die Oewaltbahn

t worden. Die Verbrüderung dieſer Elemente habe den letzten
eſt des Zuſammengehörigkeitsgefühls mit dem eigenen Volke erſtickt.

Die Arbeiter ſeien mit ruſſiſchen Waffen ausgerüſtet worden. Bewaff-
nete Raubzüge, zahlreiche Morde und Strafexpeditionen und endlich der
Büegerkrieg ſeien die Folge geweſen.

Der Krieg zur See.
Berlin, 15. April. Amtlich. Jm Sperrgebiet des mittleren

Mittelmeeres verſenkten deutſche und öſterreichiſchungariſche
UBoote ſechs Dampfer, die in geſicherten Geleitzügen führen und
zwei Segler, zuſammen mindeſtens 25 000 Br.R.T.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Wilhelm II. und das Baltikum.
Auf das An die na ion mit denvältiſhen Broringen Angatehnen ar wir lgende Ant

wort ergehen laſſen
Der Mir in ſo herzlicher Weiſe dargebrachte Dank des Landes

rats von Lipland, Eſtland, Riga und Oeſel für die Befreiung der
alten Ordenslande von ihrer Vedrängnis hat Mich tief gerührt.
Jch danke Gott von Herzen, daß er Mich und Meine Armeen das
Werkzeug für dieſe Vefreinng hat ſein laſſen und Mir die Mög-
lichkeit gegeben hat, die Zukunft der alten, durch deutſche Arbeit
geſchaffenen Lande auf eine ſichere Grundlage zu ſtellen. Die
Bitte des Landesrats um Anſchluß an das Deutſche Reich unter
Meinem Szepter wird mit Wohlwollen begrüßt werden.
Jch nehme ſie als ein Zeichen des Vertrauens zu Meiner Perſon
und Meinem Hauſe und zu Deutſchlands Zukunft und ſpreche dem

Landesrat meinen kaiſerlichen Dank dafür aus.
Wilhelm I. R.

Die Deutſchen in Helſingfors.
Das Eindringen des deutſchen Geſchwaders nach

Helſingfors war durch dichten Nebel, Arte Navigationsver-
hältniſſe und Packeis ſehr erſchwert. Die Navigation mußte durch Be
ſetzung wichtiger Punkte über das Eis ermöglicht werden. Außerhalb Hel
ſingfors wurde dem ruſſiſchen Kriegsſchiff Pjotr Weliki und einem großen
ruſſiſchen Transportdampfer und Eisbrecher mit Tauſenden von Ange

Bei Verkäufen und Verſteigerungen

aus Beſtänden der Heeres und Marine
verwaltung kann die Zahlung vorzugs
weiſe durch Hingabe von Kriegsanleibe
geleiſtet werden. Käufer, welche die Bezahlung in Kriegsanleihe
anbieten, werden bei ſonſt gleichen Geboten in erſter Linie berück

ſichtigt. Die Vorſchrift zur Bevorzugung der Kriegsanleihe
gegenüber der Annahme baren Geldes erſtreckt ſich auf alles,
was zur Abgabe an die Bevölkerung frei wird, alſo insbeſondere
auf Pferde, Fahrzeuge und Geſchirre;
Motorlokomotiven und Kraftfahrzeuge nebſt Zubehör; Futter

Willſt Du alſo vorteilhaft
kaufen, dann zeichne

Politiſche Aeberſicht.
Zentrum und Friedensreſolution.

Die Germania veröffentlicht am Sonntag einen Artikel
über die Kriegspolitik des Zentrums, der ſich ſcharf gegen die
von der alldeutſchen Preſſe aufgeſtellte Behauptung wendet,
daß das Zentrum nur durch die Drohung Hertlings mit ſeinem
Rücktritt zu bewegen war, von der Erzbergerſchen Kriegspolitik
abzulaſſen. Die Germania ſetzt dann auseinander, daß auf das
Zentrum weder ein Druck ausgeübt wurde, noch daß das nötig
war, denn die Redner des Zentrums, Trimborn und Fehren-
boch, hätten immer erkennen laſſen, daß ſich das Zentrum mit
ſeiner Zuſtimmung zur Friedensreſolution des Reichstags
durchaus nicht für alle Zeit feſtgelogt habe. Zum Beweiſe da
für zitiert das Blatt aus der Rede Fehrenbachs die Sätze:

Die Grundlage der Friedensreſolution iſt die Rückſicht auf die
militäriſche und weltpolitiſche Situation, ihr Ziel iſt ein ehrenvoller
Friede noch im Verlauf des Jahres 1917. Wollen dies unſere Feinde
nicht, ſo ſind ſie es, die uns die Freiheit unſerer Entſchließung
wiedergegeben haben.

Dieſe Rede wurde am 6. Oktober 1917 gehalten, ehe on
eine Kanzlerſchaft des Grafen Hertling gedacht wurde. Die
Germania fährt dann fort:

Bedarf es weiteren Beweiſes, daß das Gerede von einem Druck
des Kanzlers auf das Zentrum in Sachen ſeiner Stellung zur
Kriegspolitik eitel Dunſt und alldeutſches Uebelwollen iſt? Jeder
Einſichtige wird zugeben müſſen, daß die heutige Haltung der Partei

durchaus klar und planmäßig aus khrer ganzen Politik des Jahres
1917 herausgewachſen iſt und herauswachſen ſollte. Von Anfang an
hat das Zentrum auf dem Standpunkt der Regierung geſtanden,
deren drei Reichskanzler der Julireſolution zugeſtimmt hatten, es
hat mit dieſen immer daran feſtgehalten, daß die Julireſolution
gleich der deutſchen Antwort auf die Papſtnote vom 1. Auguſt kein
Freibrief für unſere Feinde ſein ſolle, den Krieg nach Belieben fort
zuſetzen. Wenn der Reichskanzler Graf Hertling dies in ſeiner erſten
Reichstagsrede vom 29. November ar und deutlich ausſprach, ſo hat
das Zentrum ſogar ihm gegenüber die Priorität für ſich, wie die
angeführten Worte des Abgeordneten Fehrenbach beweiſen. Der
Kangler hatte alſo nicht nur nicht nötig, den ihm unterſtellten Druck
auf das Zentrum auszuüben, er hatte ſogar nicht einmal die Mög-
lichkeit zu einem ſolchen Verſuch, weil er damit offene Türen einge-
rannt hätte.

Jn die Form der Abwehr gegen die Alldeutſchen kleidet
die Germania alſo die Konſtatierung der Tatſache, daß das
Zentrum ſich an die Grundſätze der Friedensreſolution nicht
mehr gebunden erachtet. Dieſe Grundſätze waren: Keine
Annexionen, keine Kriegsentſchädigung, keine gewaltſam
Unterjochung fremder Völker!

Jn gleicher Weiſe äußern ſich auch andere Zentrums
blätter. So ſagt das Düſſeldorfer Tageblatt:

Es iſt nicht mehr verpönt, von Angliederungen zu ſprechen, die
militäriſch oder volkswirtſchaftlich notwendig ſind, und von
Kriegsentſchädigung, wenn ſie erreicht werden kann.

Die gleichfalls dem Zentrum zuzuzählende Eſſener Vokks-
zeitung ſagt:

Der Zentrumsabgeordnete Trimborn bat auf dem Kölner Par-
teitag deutlich ausgeſprochen, daß das Zentrum ſich nicht mehr an
die Friedensreſolution gebunden hält. Andere Mitglieder des Zen-
trums haben ſich in gleichem Sinne ausgeſprochen. Damit ſtellen
ſie ſich auf den Boden der öffentlichen Meinung.

Eine neue Partei.
Unter dem Namen: Deutſche Arbeiter- und Ange

ſtellten- Partei hat ſich ein neues Parteigebilde aufgetan,
das ſich im Schlepptau der All deutſchen und Annexioniſten
befindet. Der vorbereitende Ausſchuß in Berlin teilt mit, daß
die Partei vor allem für volle politiſche Aus nutzung
unſerer militäriſchen insbeſondere für Kriegs
entſchädigungen und Siedlungsland eintreten will,
damit den Kriegsteilnehmern angemeſſene Entſchädigungen
gewährt werden können, ferner ſoll u. a. die Aeberſchwemmung
des deutſchen Arbeitsmarktes mit billigen ausländiſchen Arbeits
kräften ſowie das jetzige Ernährungsſyſtem bekämpft werden.

Der Ausſchuß verſendet an die Preſſe eine Aufforderung an
die Gefinnungsgenoſſen, ihren Beitritt zu erklären. Ein Korre-
pondent, ein Werkzeugmächer und ein Bureauvorſteher haben
ihre Namen für dieſe alldeutſche Agitation hergegeben.

Abgabe von Kriegsmaterial an Landwirte und
Gewerbetreibende.

Jn Anträgen der ſozialdemokratiſchen und der Zentrums
fraktion des Badiſchen Landtages wird die Regierung erſucht,
beim Kriegsminiſterium dahin zu wirken, daß nach Kriegsen
von der Militärbehörde nicht mehr benötigte Pferde, Wagen,
Schlitten, Baumaterialien, ne uſw. unter Ausſchluß des
Zwiſchenhandels unmittelbar an Landwirte und Gewerbetreibende

e werden, ſowie daß dieſes Material in erſter Linie den
Familien bedürftiger Kriegsteilnehmer abgegeben werde.

Die Anträge wurden mit der Befürchtung begründet, daß
nach Kriegsende das freiwerdende Kriegsmaterial in die Hände
ves Handels komme und dadurch ſo verteuert werde, daß Land
wirtſchaft und Gewerbe ſchwer benachteiligt würden. Es wurde
vorgeſchlagen, die Verteilung durch die oder die
Kommunalverbände vornehmen zu laſſen. Kammer ſtimmte
den Anträgen einſtimmig zu.

Eine Anfrage der Ententeſozialiſten.
Der Parteivorſtand ſchreibt uns
Bürgerliche Blätter melden, daß Vandervelde und Huysmans

durch Vermittlung Brantings an die ſozialiſtiſchen Parteien in
den Ländern der Mittelmächte die Aufforderung gerichtet hätten,
um Protokoll der jüngſten Konferenz der Ententeſozialiſten inLondon Stellung zu nehmen. Von der Antwort, die unzweideunti

Wilſons Friedensprogramm gutheißen müßte, würde die Teil-
nahme der deutſchen und öſterreichiſchen Vertreter an einer all-
gemeinen Sozialiſtenkonferenz abhängen.

Hierzu bemerken wir, daß wir über die Beſchlüſſe der Lon
doner Konferenz bisher nur durch Zeitungsnachrichten informierkt
ſind. Ein authentiſcher Text und eine Aufforderung zur Stellung-
nahme ſind uns bisher weder durch Branting noch von anderer
Seite zugeſtellt worden.

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Eier. Mittwoch, vormittags von 8--12 Uhr Rr. 21 001--26 500,nachm. e 2—6 Uhr Nr. 26 501--35 000 der Lebensmittel

Feldbabngerät,

Kriegsanleihe!

ſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Stück für
33 Pfennig.

mittel und ſonſtige Vorräte landwiri
ſchaftliche Maſchinen und Geräteſowie

Werkzeng; Fabrikeinrichtungen mit
den zugehörigen Maſchinen und Geräten;

Eiſen, Stahl und andere Metalle; Holz und ſonſtiges Bau
material; Webſtoffe und Rohſtoffe aller Art. Die Kriegsanleihe
wird zum vollen Nennbetrage angerechnet und bis zur Höhe des
Kauf oder Zuſchlagspreiſes in Zahlung genommen. Als Kriegs
anleihe in dieſem Sinne gelten ſämtliche 5 o igen Schuldver
ſchreibungen des Reichs ohne Anterſchied ſowie die ſeit der 6. An

leihe ausgegebenen 4 gen auslosbaren Schatzanweiſungen.



Stadtparlament Halle.
Ordentliche Sitzung vom 15. April.

c. Wahl eines unbeſoldeten Stadirals. Die Amtsdauer des Stadt
rats Grote läuft am 9. September 1918 ab. Die Stadtverordneten
Verſammlung wählte den Ausſcheidenden mit 35 Stimmen wieder;
4 Zettel waren undeſchrieben:

Aenderung der Schankerlgubnisſteuer. Der Magiſtrat iſt dem Be-
ſchluſſe der Verſammlung vom 8. April, der zwar nicht ausgeſprochener
maßen, aber doch offenbar ſeinem Sinne nach die Aufhebung der Ord-
nung über die Erhebung einer Schankerlaubnisſteuer bezweckt, nicht bei
getreten, beantragte vielmehr, die Schankerlaubnisſteuer mit einem Er-
trage von 15000 M. in den Haushaltplan einzuſetzen. Ferner bean-
tragte er folgenden Nachtrag zu der genannten Steuerordnung zu be
ſchließen, der dem S 4 als Ziffer 4 hinzuzufügen iſt: „Die Steuer wird
nicht erhoben, wenn der frühere Jnhaber einer Erlaubnis 1), welcher
nach ſeiner Einziehung zum Heeresdienſt im gegenwärtigen Kriege
ſeinen bisherigen Betrieb unter endgültigen Verzicht auf die Erlaubnis
eingeſtelft hatte, eine neue Erlaubnis zu einem Betriebe derſelben Art
erhält, vorausgeſetzt, daß er die Erteilung dieſer Erlaubnis innerhalb
eines Jahres nach ſeiner Entlaſſung aus dem Heeresdienſt nachgeſucht
hat.“ Nach einer längeren Diskuſſion, in der Genoſſe Fenner unter
anderem dafür eintrat, im Falle der Beibehaltung dieſer Steuer auch
die ſogenannten Bierſtuben einzubeziehen, wurde der Magiſtratsantrag
angenommen.

Schluß der Haushaltsberakung. Die Beratung wurde bei den
Kapiteln Gemeindeabgaben und Insgemein fortgeſetzt, was ohne De-
vatte geſchah, worauf ſchließlich der geſomte Etat in der vorgeſchlagenen
Faſſung angenommen wurde.

Entſchädigung fär Landauskauſch. Zur Regulierung der Brach-
witzer Straße hat die Waſſerwerksverwaltung eine Parzelle der Ge-
markung Trotha in Größe von 395 qm an den Kaufmann Otto Hille
hier abgetreten, wofür Hille der Stadtgemeinde drei Parzellen von zu
ſammen 395 qm übereignet hat. Gleichzeitig hat die Stadtgemeinde an
Hille eine Parzelle von 545 qm Größe zum Preiſe von 0,852 M.
je qm veräußert. Die Waſſerwerksverwaltung beanſprucht nun, ihr für
die an Hill abgetretene Landfläche eine Entſchädigung in Höhe des von
dem Genannten gezahlten Kauſpreiſes von 336.54 M. zu zahlen. Der
Magiſtrat erachtet die Forderung der Waſſerwerksverwaltung für an
gemeſſen und beantragte, den Kaufpreis von 336.54 M. aus der An-
leihe von 1910 zu bewilligen. Der Betrag ſoll gelegentlich der Abrech,
nung der Straßenausbaukoſten der Brachwitzer Straße von den An-
liegern wieder eingezogen werden. Dem Magiſtratsantrage wurde zu
eſtimmt.v Verſicherung der ſtädtiſchen Gelder. Der Magiſtrat hat beſchlofſen,

den Vertrag mit der Stuttgart-Berliner VerſicherungsAktienGeſell-
ſchaft (früher Stuttgarter Mit und Rückverſicherungs-Akiengeſellſchaft)
über Verſicherung der Geldbeſtände in den ſtädtiſchen Kaſſen und Dienſt-
ſtellen gegen Einbruchsdiebſtahl und der ſtädtiſchen Erheber und Koaſ-
fenboten gegen Beraubung unter Berückſichtigung der eingetretenen Ver-

änderungen auf die Zeit vom 5. Mal 1918 dis 5. en 1923 zu erneuern.
Die erforderlichen Mittel betragen rund 2950 M.; ſie wurden bewilligt.

A einer Schenkung. Her Carl Lingesleben hat derStadtgemeinde einen Betrag von 100 000 M. zu ben Zwecke geſtiftet,

dafür die an der Straße Neuwerk gelegenen, im Norden an das Grund
ſtück „Am Kirchtor 5“ grenzenden, den Eberthſchen und Engelmannſchen
Erben ſowie dem Verein „Pflügerheim“ gehörigen 3 Grundſtücke anzu
kaufen und den überſteigenden Betrag als Beitrag zur architektoniſchen
Ausgeſtaltung des aus dem Grundſtück „Am Kirchtor 5“ und den be
zeichneten 3 Grundſtücken zu bildenden Grundſtückskomplexes zu ver
wenden. Der Magiſtrat hat die Stiftung mit großer Dankbarkeit ange
nommen. Die mit den Grundſtückseigentümern eingeleiteten Verhand
lungen haben dazu geführt, daß die beiden ſüdlichen Grundſtücke, den
Eberthſchen Erben und dem Verein e v gehörig, in Größe
von 561 und 579 qm zum Preiſe von 40 M. je qm, und das nördliche,
den Engelmannſchen Erben gehörige Grundſtück in Größe von 497 qm
zum Preiſe von 20000 M. der Stadt zum Kaufe angeboten worden
ſind. Der Magiſtrat hat die Kaufangebote angenommen; er hält den
Erwerb der Grundſtücke für dringend geboten, da ſo die Möglichkeit
gegeben wird, den ganzen Baublock einheitlich auszugeſtalten. Es iſt
in Ausſicht genommen, auf dieſen Grundſtücken, gegebenenfalls unter
Hinzunahme von Teilen des Grundſtücks „Am Kirchtor 5“, eine Ge-
mäldegalerie zu errichten, zu deren Baukoſten bereits ein Fonds von
rund 300 000 M. aus Stiftungsmitteln angeſammelt iſt. Dieſem Kauf
ſtimmte die Verſammlung zu.

Herabſeung von Badepreiſen. Jm Einverſtändnis mit der Stadt
baddeputation hat der Magiſtrat beſchloſſen, die Preiſe für die Be
nutzung der Schwimmhallen des Stadtbades durch Kinder auf 20 Pf.
für die Einzelkarte und 1.50 M. für die Zehnerkarte zu ermäßigen.
Maßgebend für dieſen Beſchluß iſt die Wahrnehmung, daß infolge der
durch Gemeindebeſchluß von 1917 feſtgeſetzten Erhöhung der Preiſe für
Kinderbadekarten von 25 auf 30 Pf. für die Einzelkarte und von 1.25 M.
auf 2 M. für die Zehnerkarte das Stadtbad von Kindern nur wenig be
ſucht wird. Die StadtverordnetenVerſammlung nahm den Antrag an.

Erlaß von Gewerbeſteuer. Der Magiſtrat hat beſchloſſen, den Er
trag der Warenhausſteuer, der ſich mit Schluß des Rechnungsjahres
1917 auf 34 750.71 M. beläuft, in der Weiſe zu verwenden, daß den
für das Rechnungsjahr 1918 zu 4, 8 und 12 M. ſtaatlicher Gewerbe
ſteuer veranlagten Steuerpflichtigen die volle Jahresſteuer erlaſſen wird.
Die Verſammlung war damit einverſtanden.

Landauskauſch in Cröllwitz. Durch Vertrag vom 13. Auguſt 1914
hat die Stadtgemeinde das Eigentum an den bei der Separation von
Cröllwitz ausgewieſenen gemeinſchaftlichen Anlagen erworben. Bei der
Nachprüfung an Ort und Stelle hat ſich nun ergeben, daß verſchiedene
derartige Anlagen, beſonders Graben- und Wegeteile, in der Oertlich
keit nicht mehr vorhanden, ſondern von den Eigentümern der an-
grenzenden Grundſtücke zu dieſen Grundſtücken hinzugezogen und für
ihre Privatzwecke nutzbar gemacht worden ſind. Der durch die Grund-
ſtücke der Cröllwitzer Aktien-Papierfabrik führende ehemalige Wirt-
ſchaftsweg an der Saale iſt von der Papierfabrik auf einem erheblichen

Teile ſeiner Breſte u.
iſt er zu den
der durch das Wi
wirt Winter eing

erungen in Anſpruch genommen, teils
gezogen oder verlegt, renden enu r benuhat aber von dem Du der Wiederherſtellun y eſehen und mit

den Anliegern, der Cröllwitzer Aktien-Papier- Fabrik und dem Landwirt
u inter Landaustauſchverträge vereinbart. Danach überläßt
die Stadt der Cröllwitzer AktienPapierfabrik die Wegeparzelle und eine
kleine angrenzende Fläche in Geſamtgröße von Quadratmeter,
r ihr die Cröllwitzer Papierfabrik die 2fache Fläche 1,3750
Hektar übereignet Bei dem a mit Winter nach dem Fläche
gegen Fläche getauſcht werden ſoll, iſt im Zuſammenhang mit dem
Austauſch der Grabenfläche von 230 Quadratmeter der Austauſch wei
terer 56 Quadratmeter zur Erlangung gradliniger Grundſtücksgrenzen
vorgeſehen. Die Stadgemeinde erhält auf dieſe Weiſe einen vollſtändig
geſchloſſenen großen Grundbeſitz und iſt ſo in der Lage, die etwa noch
vorhandenen Wegeteile einzuziehen und für andre Zwecke nutzbar zu
machen. Die Verſammlung ſtimmte dem Austauſch zu.

Hoſpilalacker zum Kohlenabbau. Der Magiſtrat beantragte, zuzu
ſtimmen, daß von dem Hoſpitalplatze 17 eine Fläche von etwa 9000
Quadratmeter dem Halleſchen Kohlenwerk gegen eine Nutzun sentſchädi-
gung und unter Feſtſetzung des Bodenwerts zum Zwecke der Berechnung
des Minderwerts überlaſſen wird. Die vereinbarten Sätze ſind gegenüber
den im Jahre 1917 feſtgelegten Beträgen von 100 M. und 1700 M. je
Morgen beträchtlich erhöht worden. Der Antrag wurde angenommen.

Kleines Feuilleton.
Das Wachstum der Fapaner.

Allein in Altjapan, alſo hauptſächlich auf den vier großen japa
niſchen Inſeln iſt die Einwohnerzahl in den letzten 30 Jahren in außer
ordentlichem Grade angewachſen. Im Jahr 1885 lebten dort knapp 38
Millionen Menſchen, 10 Jahre darauf etwa 42 Millionen, während im
Jahr 1915 ſchon 4754 Millionen gezählt wurden. Fügt man dazu die
Einwohnerzahl der ſeitdem von Japan auf kriegeriſchem Wege er
oberten oder „friedlich durchdrungenen“ Gebiete, alſo hauptſächlich For
moſa, Korea und die ſüdliche Mandſchurei, ſo ergibt ſich ein Wachstum
der Einwohnerzahl des japaniſchen Reichs wie ſie im gleichen Verhält
nis von keinem anderen Staat in derſelben Zeit erzielt worden iſt,
wenn man von den noch nicht zur Entſcheidung gelangten Beſitzver
änderungen durch den Weltkrieg abſieht. Noch erſtaunlicher faſt ſind im
einzelnen die Ziffern, wie ſich die Bevölkerung der japaniſchen Groß
tädte vermehrt hat. Nach der letzten Zählung Ende 1916 hatte die
auptſtadt Tokio bereits nahezu 2 300 000 Einwohner, Oſaka über 12

Millionen und außerdem hatten noch die vier Städte Kioto, Kobe,
Dokohama und Nagoja je etwa 15 Million. Dieſe 6 größten Ortſchaften
ſind in einem Jahr durchſchnittlich um vier Prozent gewachſen, was

W bei jungen Ortſchaften unter amerikaniſchen Verhältniſſen
vorkommt.

eeeerreeenleeeeD 2 «T? Bekanntmachung.
Freibank- Verkauf.

Zum Freibank-Verkauf am 17. April 1918 werden
die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen
Um 7 Uhr Nr. h um 9 Uhr Nr. 8551--8700.

s „zv451--8550,
Halle, den 15. April 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.

welche Kundenliſten eingereicht haben, werden auf-
gefordert, den Sauerkohl bei dem Fabrikanten Auguſt

7,
e Abgabe erfolgt an die Kleinhändler mit den

Buchſtaben:
A--F am Dienstag, dem 16. April,
G--K am Mittwoch, dem 17. April,

Erſcheinen erwartet.

Sozjaldemo! patischer Verein tür Halle

und Saalkreis.Donnerstag, den 18. April, abends 8 Uhr,
im Gewerkſchaftshauſe

AAftgliederberſammlung,.
Tagesordnung: Vereinsangelegenheiten,

Da wichtige Angelegenheiten zu beſprechen ſind, wird zahlreiches

Der Vorſtand. J. A.: A. Thiele. vie Fürſorgevermittlungsſtelle Halle

Städtiſches Solbad

Wittekinö
Die Bäder werden von 7 Uhr morgens
bis 12*, Uhr mittags u. von 2 bis 7 Uhr
1081] nachmittags verabreicht.
Fernruf für Bäderbeſtellung Kr. 2678.

L--R am Donnerstag, dem 18. April,
S--Z am Freitag, dem 19. April 1918.

Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs erfolgt
päter.

Halle, den 15. April 1918.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung
Der hieſige Magiſtrat beabſichtigt, am Schnittpunkt

der Reil- und Bernburger Straße mit der Ludwig-
Wucherer und RichardWagner-Straße eine Verbindung
der Gleiſe der früheren Stadtbahn mit denen der Straßen
bahn herzuſtellen.

Der Plan liegt von Dienstag, den 16., bis Montag,
den 29. April 1918, während der Dienſtſtunden, vor-
mittags von S bis 1 Uhr und nachmittags von 3 bis
s Uhr, Sonnabends nur vormittags von 8 bis 1 Uhr, im
Polizeiverwaltungsbüro, Dreyhauptſtr. 4 II, Zimmer 97,
zu jedermanns Einſicht aus.

Während dieſer Zeit kann jeder Beteiligte im Um-
fange ſeines Jntereſſes Einwendungen gegen den Plan
entweder bei der Polizeiverwaltung ſchriftlich oder bei
der genannten Dienſtſtelle verhandlungsſchriftlich erheben.

Halle, den 12. April 1918.
Die Polizeiverwaltung.

Wer fehlt noch
Keiner darf fehlen,
wenn es gilt, der 8. Kriegsanleihe den Erfolg
zu sichern. Keiner braucht zu feklen, denn
geringe Barmittel genügen, um beträchtliche
Summen zu zeichnen. Durck die Kriegsanteihe-
vergicherung der „Idunag“ zu Halle werden die
Frprnisse Funfriger Janre Für die Anleihe ver-
fügbar gemackt. Der Zeichner erreicht, ohne
ärztliche Vntersuchung, eine Flürsorgeversiche-
rung, die sofort wirksam ist und die Kriegsgefaſir
einschließt. Auskünfte erteilen Vertreter und
Direktion der

un Iaduna zu Halle.

der Kriegsamtſtelle Magdehurg
ſucht und vermittelt koſtenlos

gute Sehlaffſtellen.
Poſtſtraße 16, Zimmer r. 59, II. Tr. r. [so0

in Bast und 2Markttaschen was und Kunst
Stück S.75, 6.95, 5.25, 3.25, 2.25, 1.88.

Finkaufsbeutel ne
Stück 4.35, 3.95, 2.98, 1.98, 1.38.

Marktnetze Stück 2.48, 2.18, 1.98.

Hand und Waschkörbe
in großer Auswahl

zu biſſigen Sreisen,.

Kaufhaus [1099

Dauerndö Parteikrieg
oder Wiedervereinigung.

Preis 20 Pfennig
Zu beziehen durch die

Dochhandlung Voſcssfimnme, Hefe Br. Arichsff. 27.

bustav hl
Untere Leipziger Straße

in vorteilhaften

Alte Promenadeſſa

Das Geheimnis des
ingenieurs Branting.

Schwiegermutter.

Humoristisches Spiel in 8 Akten.

Erwägungen und Anregungen zur Kriſe Fernruf 5738. Fernruf 1224.
in der deutſchen Sozialdemokratie. Scmidmenmnnnunnn

Von R. Dreſcher. Bruno Decearii in: Frank KRovers Diener
Filmschauspiel in 4 Akten.

In der Hauptrolle:
Carl Götz, Wien.

Fräulein, sind Sie
Drama in 3 Akten.

sSGJIaaßzn]n.eſÜ„ Öa„.J27*r aOSÄu”rn. e T

Zeiehnungen auf die 8. leihe,
wofür wir je nach der Höhe der Zeichnung Freikarten
gewähren, werden an unseren Kassen entgegengenommen.

Beginn 4 Uhr.

Leipziger Straße 88

[1113

meine Frau?
Fin lustiges Rätselraten in 3 Akten.

H. Elkan, Leipzigerstr. 87.

Lumpen, Knochen,kisen, Metalſe, Papier Ktadt-Iheater

kauft Mittwoch, 17. April 1918
Ende 10 UhrGrohze Anfang 7,30 UhrAb. II in. Klausſtr. 22. Da AKachtlayer in Bränad.

4 Oper von Konradin Kreutzer.Donnerstag: Tiefland.
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große Auswahl für 1918
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Tee halle, Gr. Ulrichſtraße 27
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für unſere Krieger im Felde
und Verwundeten in der

Heimat. Dauerhafte,
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Faſt nene echte [928
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Neue Kohlennot?
u der abermaligen Kohlenverbrauchsbeſchränkung in Halle,
bie wir an dieſer Stelle ausführlich wiedergegeben haben, brachte
der Generalanzeiger vor etlichen“ Tagen eine anſcheinend aus amt
cher Quelle ſtammende Darlegung, von der Nachſtehendes zuen
Abdruck gebracht ſei, damit unſere Leſer die eigentlichen Urſachen
und auch Umſtände der neuen Verbrauchsbeſchränkung kennen
lernen können:

„Die von der Reichsſtelle unſerer Stadt zur Verfügung ge
ſtellte Menge entſpricht nicht gang dem vierten Teil des angemel
deten Durchſchnittsbedarfes. Nach Abzug des notwendigſten Be
barfes für Anſtalten, Behörden und Gewerbe bleiben für eine Haus-
haltung für die Zeit von Anfang Mai bis einſchließlich September
nur zehn Zentner Braunkohlenbriketts oder Preßſteine übrig. Aus
dieſen Mengen ſoll aber, nach Anordnung der Reichskohlenſtelle,
noch ein Vorrat für den Winter angeſammelt werden. Jnfolge
deſſen gilt es alſo, ſich für die kommenden Zeiten auf einen noch
ſparſameren Verbrauch von Kohle einzurichten als er bisher ſchon
geübt wurde. Dank den vereinten Bemühungen von Magiſtrat
und Händlern war es im vorigen Jahre, bevor die Reichsregelung
einſehte, behanntlich noch gelungen, verhältnismäßig große Kohlen
mengen hereinzubekommen dieſe fallen aber im laufenden Jahre
infolge des Eingreifens der Reichsſtelle weg.

Dieſe Einſchränkungen ſind notwendig geworden, weil der Ver
brauch im allgemeinen mit der Förderung, die zweifellos nach-
gelaſſen hat, nicht in Einklang zu bringen iſt. Wenn nun auch
bei den auferlegten Einſchränkungen der ſogenannte Hausbrand
am wenigſten leiden ſoll, da auf ihn in erſter Linie Rückſicht zu
nehmen iſt, ſo erſcheint es doch, nach Lage der Sache, dringend
geboten, daß auch auf dieſem Gebiete die weiteftgehende Sparſamkeit
geübt, daß vor allem mit der alten Friedensgewohnheit, mehrere
Zimmer unter Heizung zu halten, endlich einmal gebrochen wird.
Aber ſelbſt, wenn dies in weiteftem Umfange geſchieht, werden ſich
noch mehr Einſchränkungen nötig machen, da künftig nur ein
Viertel des ſeitherigen Perbrauches für dieſe Zwecke gewährt wer
den kann. Seitens der Reichsſtelle iſt bei der Zuteilung von Kohle
an unſere Stadt u. a. mit dem offenbaren großen Rückgang der
Einwohnerzahl, wie ſie durch den Krieg herbeigeführt wurde, ge
vechnet worden, nicht aber damit, daß die Zahl der Haushalte nicht
in gleichem Maße gbgenommen hat. Jedenfalls erfaßt die einſeitige
Berechnung nach der bloßen Einwohnerzahl nicht den richtigen Be
darf. Dazu kommt weiter, daß die beſonderen Bedürfniſſe der Jn-

ſtrie und der vielen Behörden, Schulen und anderer Anſtalten
hier bei ſolcher Berechnung nicht die ausreichende Berückfichtigung
erfahren haben.

Noch etwas anderes kommt bei der verminderien Kohlegukei
kung für Halle in Betracht. Der Unterſchied, der vordem zwiſchen
dem Heizwert der Steinkohle und Braunkohle gemacht wurde,
fällt unter den neuen Maßnahmen der Reichsſtelle weg. Braun
kohle wird alſo in dieſer Hinſicht ebenſo hoch bewertet wie Stein
kohle, was freilich einer einſeitzgen Bevorzugung der Steinkohle-
verſorgungsgebiete gleichkommt. Bei gerechter Würdigung des
wirklichen Heizwertes beider Kohlenarten hätte unſerem reinen
Braunkohlengebiet mindeſtens die anderthalbfache Kohlenmenge
mehr zameteilt werden müſſen. Wir hoffen aber, daß es den wei-

teren Bemühungen aller hierbei in Betracht kommenden Faktoren
gelingen wird, wenigſtens da einen gerechteren Ausgleich herbei-
zuführen. Dabei müßte auch der Anſchauung entgegengetreten
verden, als ob Halle, weil inmitten des großen mitteldeutſchen
Braunkohlengebiets belegen, ſich ſelber in ausreichendem Maße ver
ſorgen könne, ung hängig von der Zuteilung von Reichs wegen. Es
iſt ja bekannt, daß es mit der Wagengeſtellung ſeitens der Eiſen
bahnen gegenüber den vermehrten Anforderungen für Heerestrans-
porte immer eine zweifelhafte Sache iſt, daß aber auch die ge
wöhnlichen Kohlenzufuhren mit Pferden unter dem allgemeinen
Mangel an geeigneten Zugtieren ſchwer beeinträchtigt ſind. Die

Handel und Wandel.
Von F. W. Hackländer.

„Aber ſagen Sie mir, Teuerſter,“ fuhr er fort. nachdem
er einen tüchtigen Schluck getan, „wie kommen Sie eigent
ch auf die verrückte Jdee, ein Käſekrämer zu werden?
Warum ſtudieren Sie nicht?“ „Lieber Herr Doktor,“ ent
gegnete ich, „es fehlt mir an den nötigen Mitteln; ich habe

Keine Eltern mehr, die mich ſo lange unterhalten könnten.“
„O Ehrwürdigſter,“ lachte der Doktor, „ſehen Sie mich an!
habe auch ſchon ſeit langen Jahren niemand, der für mich

und helfe mir doch durch die Welt und bringe es zu
Kennen Sie nicht das große Wort Pump? Das iſt

Zauberſpruch, der dem, der ihn richtig anzuwenden ver
ſteht, Kiſten und Kaſten öffnet.“

Jch verſicherte ihm, ich habe noch nie etwas davon ge-
hört, worauf er in ein brüllendes Gelächter ausbrach, einen
ge waltigen Schluck von ſeinem Gebräu nahm und mich ver
ſicherte, wenn ich einmal beſſer mit ihm bekannt ſei, werde
ich es ſchon lernen. „Aber ſagen Sie mir,“ fuhr er fort,
„wie es gekommen iſt, daß Sie, um das edle Gewerbe eines

ns zu erlernen, gerade bei der unangenehmſten,
en Branche dieſes Geſchäfts, beim Spezereiladen, an

vefangen haben?“
h weiß nicht, ob es die Kraft des Punſches war, von
m ſch, dem Beiſpiel des Herrn Burbus folgend, ſchon ein

ig machte, genug, ich erzählte dem Doktor zu ſeinem
t Ergötzen, daß ich immer beim Anblick von Kaffee
und Zucker an die fernen Meere gedacht, und von wunder
daven Ländern geträumt, mit denen ich durch den Spezerei
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i Seehund i drüben, an einem jungen
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Beilagge zur Volksſtimme.
Halle, Dienstag den 16. April 1918.

Fuhrwerksnot tritt hier immer auffallender in die Erſcheinung.
Dazu kommt, daß auch die nahen Gruben nicht immer in der Lage
ſind, Braunkohle abzugeben. Wiederholt mußten ſtädtiſche Fuhr
werke unverrichteter Sache von dort heimkehren, weil die dort ab
zugebende Kohle bereits an ländliche und andere Verbraucher aus
der dortigen näheren Umgebung abgegeben waren. Hier iſt übrigens
ein Punkt gegeben, an dem unter Umſtänden auch die Reichsſtelle
einmal entſchieden eingreifen könnte, damit ſie von dem ſonſt auf
kommenden Verdacht einſeitiger Rückſichtnahme befreit wird.

Aus alledem, was wir in Vorſtehendem andeuteten, rechtfertigt
ſich zunächſt immer wieder die eine große Forderung der Spar
ſamkeit im Kohlenverbrauche. Es ſei dabei noch beſonders darauf
hingewieſen, daß andere größere Städte, die entfernter von den
eigentlichen Kohlengebieten liegen, ſo z. B. München, Poſen,
Königsberg, ſich bereits im verfloſſenen Winter noch erheblichere
Einſchränkungen im Kohlenverbrauch auferlegen mußten als wir,
indem ſie nämlich im Durchſchnitt mit 20—-30 Zentner Kohle für
einen Haushalt im ganzen Jahre auskamen.“

Oemeinverſtändliche Belehrung über die Ruhr.

Die Ruhr beginnt mit heftigen Leibſchmerzen und Durchfällen, die
bald ein ſchleimiges Ausſehen annehmen. Meiſt iſt dem leim auch
Blut beigemengt. Bisweilen beginnt die Krankheit mit Erbrechen und
Uebelkeit. Fieber iſt oft vorhanden, kann aber auch vollſtändig fehlen.
Es empfiehlt ſich, beim Auftreten verdächtiger Krankheitserſcheinungen
ſofort einen Arzt zu Rate zu ziehen.

Die Ruhr iſt eine ausgeſprochene Schmutzkrankheit. Jhre Ueber
tragung kommt ausſchließlich dadurch zuſtande, daß Teile vom Stuhl-
gang eines Ruhrkranken in den Mund eines Geſunden gelangen. Der
Erreger der Ruhr, ein Bazillus, wird nämlich von den Krayken lediglich
mit dem Stuhlgang ausgeſchieden. Die dünnflüſſigen Darmentleerungen
beſchmutzen auch bei an ſich ſauberen Menſchen ſehr leicht die Hände, zu
mal Papier häufig für Flüſſigkeiten und Vakterien durchläſſig iſt. Durch
unſaubere Hände werden dann die Ruhrkeime auf n (Griff
am Waſſerzug des Kloſetts, Türklinken, Treppengeländer und Ge
brauchsgegenſtände), ferner auf Nahrungsmittel oder unmittelbar auf
Geſunde übertragen.

Der wirkſamſte Schutz gegen die Ruhr iſt daher Sauberkeit der
Hände. Dringend ze empfehlen iſt deshalb der Gebrauch von gutem
Kloſettpapier. Außerdem aber beherzige jeder:

„Nach der Notdurft, vor dem Eſſen
Händewaſchen nicht vergeſſen!“

Beſonders muß beim Herrichten von Speiſen, (Amichten ungekocht
zu genießender Gerichte, Streichen des Butterbrots!) auf Sauberkeit
der Hände geachtet werden:

„Willſt andre du mit Speiſe laben,
So mußt du ſaubere Hände haben!“

ſollte ſich jede Hausfrau, jede Köchin zum Wahlſpruch wählen.
Auch können Fliegen die Ruhr verbreiten, wenn ſie Gelegenheit

haben, ſich auf Enkleerungen von Ruhrkranken und danach auf Nah
rungsmittel zu ſetzen. Daher ſind zur Verrichtung der Notdurft gut ge
baute Aborts zu benutzen; im Freien entleerter Stuhlgang iſt ſorgfältig
mit Erde zu bedecken. Anderſeits ſind Nahrungsmittel und noch zum
Genuß beſtimmte Speiſexeſte ſ ren vor Fliegen zu ſchützen. ber
haupt iſt der Fliegenplage na öglichkeit Einhalk zu tun.

Unreifes Obſt und verdorbene Nahrungsmittel verurſachen an ſich
keine Ruhr. Sie können jedoch durch Erzeugung von MagenDarm-
katarrhen das Haften etwa in den Darmkanal hinein gelangter Ruhr-
bazillen und damit das Entſtehen der Ruhr begünſtigen. Deshalb ver
meide man beides, wenn Ruhr herrſcht, ganz beſonders.

Die beſte Pflege findet ein Ruhrkranker in einem Krankenhaus.
Durch ſchleunige Abſonderung der Kranken und JInfizierten im Kranken
haus werden auch ihre Familienangehörigen und Arbeitsgenoſſen in
wirkſamſter Weiſe gegen Uebertragung der Ruhr geſchützt. Verden die
geſchilderten Vorſichtsmaßregeln beobachtet, ſo erliſcht eine Ruhrepidemie
in der Regel ſchnell.

Zur Votbereilung der Demobiliſierung gibt der Magiſtrat fol
gendes bekannt: Bei der Demobilmachung haben die an der bevorzugten
Entlaſſung beſtimmter Heeresangehöriger intereſſierten Kreiſe dieſe Per
ſonen namentlich anzufordern. Kommt gs den Intereſſenten (Arbeit
ebern) jedoch nicht auf die bevorzugte Entlaſſung namentlich genannterPerſenlichreiten, ſondern nur auf Vertreter eines beſtimmten Berufes

(Facharbeiter, landwirtſchaftliche Arbeiter und dergleichen) an, ſo ſind
dieſe zahlenmäßig anzufordern. Jn Frage kommen für die namentlichen
Anforderungen als Intereſſenten: 1. Die vorgeſetzten Dienſtſtellen für
ihre Beamten; 2. Jnduſtrie, Handels-, Handwerks- und landwirtſchaft

liche Betriebe, Reedereien, die Preſſe uſw. für ihre Angeſtellten und
Arbeiter; 3. die Eltern bzw. geſetzlichen Vertreter für Studierende,
Schüler höherer Lehranſtalten und Seminariſten; 4. die Stadt und
Gemeindebehörden für alle wirtſchaftlich Selbſtändigen (entweder auf
eignen Antrag der Anzufordernden oder auf Antrag der Angehörigen
derſelben oder auf Grund eigner Kenntnis der genannten behördlichen
Stellen). Sowohl für die namentlichen wie auch für die zahlenmäßigen
Anforderungen ſind Karten nach einheitlichem Muſter für das ganze
Reichsgebiet vorgeſehen, und zwar in gelber Fande für die namentlichen
und in roter Farbe für die n igen Anforderungen. Für jede
namentliche Anforderung iſt eine beſondere Karte auszufüllen. Bei den
ahlenmäßigen Anforderungen können durch eine Karte beliebig viele
erſonen aufgefordert werden. Die Anzahl der gewünſchten Karten iſt

bis zum 18. April dem Zentralbureau des Magiſtrats mitzuteilen.

Mililäriſche Beſchlagnahme und Fabrikantenpflicht. Das Land
gericht Halle hatte einen Tuchfabrikanten, der an verſchiedenen Plätzen
die Tuchfabrikation in größerem Umfange betreibt, von der Anklage
einer Zuwiderhandlung gegen eine Verordnung des ſtellvertretenden
kommandierenden Generals vom 10. November 1914 freigeſprochen,
durch welche den Fabrikanten verboten wurde, Aufträge ihrer Privat-
kundſchaft vor denen der Heeresverwaltung zu erledigen. Die Firma
hatte es übernommen, für die Militärverwaltung 320 000 Meter feld-
graues Militärtuch bis zum Februar 1915 zu liefern, blieb aber mit
mehr als 130 000 Meter im Rückſtand, weil ſie wegen Einziehung einer
roßen Anzahl P Arbeitskräfte zum Heeresdienſte die erforderliche

enge herzuſtellen außerſtande war. Wohl aber hat die Firma fünf
rivate Abnehmer mit feldgrauem Militärtuch verſorgt, wobei es ſich in
ſſen ausſchließlich um mangelhaft ausgefallenes und deshalb ausge

Preieit Militärtuch handelte, das zu leicht war und nicht genügend
eſtigkeit beſaß. Das Landgericht ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß

das Verbot des kommandierenden Generals ſich nicht auf ſolche Gegen
ſtände beziehen könne, welche fehlerhaft, alſo nicht vertragsmäßig aus
gefallen ſind. Das Verbot verpflichtete den Fabrikanten nur vertrags
mäßige Ware, nicht aber ſeine geſamte Produktion für die Heeresver
waltung vorweg bereitzuſtellen. Das würde im Widerſpruch mit ihrem
Wortlaut und allen Grundſätzen des geſchäftlichen Lebens ſtehen.
Der Reichsanwalt ſowohl wie der erkennende Senat des Reichsgerichts
ſchloſſen ſich dieſer Auffaſſung an, was zur Verwerfung der Reviſion
führte.

Ueber die Schankkonzeſſionsſteuer, die am Montag von den Stadt
verordneten wieder hergeſtellt worden iſt, hat ſich der Magiſtrat in der
Begründung ſeines Beſchluſſes, die Schankkonzeſſionsſteuer trotz eines
gegenteiligen Stadtverordnetenbeſchluſſes beizubehalten, folgendermaßen

eäußert: „Jhre wirtſchaftliche Rechtfertigung findet die Steuer in dem
rtsgeſetz, welches die Erteilung jeder Schankerlaubnis von der Be

jahung der Bedürfnisfrage abhängig macht. Durch die hierdurch erzielte
obrigkeitliche Beſchränkung der Konkurrenz erhält der zugelaſſene nk
betrieb eine wirtſchaftliche Vorzugsſtellung, deren Gewährung die Er
hebung einer Abgabe für die Erteilung der Erlaubnis im vollen Maße
rechtfertigt. Der Nachweis, daß ſich die g. der Schankwirtſchaften
in Halle infolge rtsgeſetzes über die Bedürfnisfrage erheblich vermindert hat, daß alſo dadurch die behaupteten wirtſcheſtlihen Vorteile

ür die beſtehenden Betriebe tatſächlich herbeigeführt ſind, iſt bereits bei
üherer Gelegenheit erbracht worden. Dieſe Vorteile werden ſich nach

dem Kriege vorausſichtlich noch ſtärker geltend machen. Die vorhandenen
Wirtſchaften haben daher allen Anlaß, für die Beibehaltung der Steuer
einzutreten, anſtatt ſie zu bekämpfen. Die er ver
folgt aber weiter den Elmente dem Gaſtwirtsgewerbe fernzuhalten. Es iſt eine Erfahrungstal-
ſache, daß die auf ungeſunder wirtſchaftlicher Grundlage erre
Schankbetriebe nur zu häufig eine mit dem öffentlichen Wohlfahrts
intereſſe nicht verträgliche Geſchäftsgebarung zeigen (z. B. Förderung
der Völlerei bei Jugendlichen!), die ihre möglichſte Einſchränkung rechi
fertigt. Daß dieſe Einſchränkung wiederum auch den beſtehenden Schank
wirtſchaften zugute kommt, liegt auf der Hand. Aber auch vom Finanz
ſtandpunkt aus muß es als durchaus verfehlt bezeichnet werden, wenn
man in der gegenwärtigen Zeit auf eine vorhandene indirekte Steuer
verzichten will. Die ſchwere Belaſtung, mit der die Gemeinden nach dem
Kriege rechnen müſſen, wird eine derartige Anſpannung der direkten
Steuern mit ſich bringen, daß die Gemeinden mehr als je ihr Augen
merk den indirekten Steuern werden zuwenden müſſen. Während des
Krieges iſt der Mangel gerade an den Waren ſtändig geſtiegen, die der
Schankwirt umzuſetzen hat. Aber auch hier werden ſich die Verhältniſſe
nach dem Kriege ändern. Anderſeits können auch wir uns den Bedenken
nicht verſchließen, die aus der Stadtverordnetenverſammlung 4 die
erneute Erhebung der Schankerlaubnisſteuer von ſolchen Kriegsteil
nehmern geäußert wurden, die infolge ihrer Einziehung zum Heeres
dienſt ihren Betrieb eingeſtellt haben, aber nach ihrer Rückkehr einen
neuen Schankbetrieb eröffnen wollen. Es wäre in der Tat eine unbillige
Härte, wollte die Stadt von dieſen Männern die Steuer noch einmal
fordern.“

ſich als Meerjungfer gar nicht ſchlecht ausnehmen.“ Durch
dieſen Ausfall gegen meine unmittelbaren und mittelbaren
Vorgeſetzten kam er auf die Verhältniſſe derſelben zu ſprechen,
und ſeine Reden trugen gerade nicht dazu bei, meine Ehr-
furcht vor dem Prinzipal und deſſen Schweſter zu fteigern.
Er meinte, der alte Philiſter ſei ein guter Kerl, der aber
nicht muckſen dürfe, indem die „Philenſe“ das Regiment
drüben ſehr gut führe.

Daß der Doktor mit dieſen ſeltſamen Ausdrücken Herrn
Reißmehl und ſeine Schweſter meinte, wurde mir erſt im
Verlauf des Geſprächs klar, als er von meinem Kollegen,
den er für das größte Schiff der Wüſte erklärte, verſicherte,
dieſer kommandiere das Haus allein, indem ihm die Philenſe
allen Willen tun müſſe und, wie ſchon geſagt, der Philiſter
von dieſer ganz abhängig fei.

Dieſe Geſpräche mit Herrn Burbus waren eben nicht
geeignet, meine Liebe zum Handelsſtand überhaupt und zum
Reißmehlſchen Hauſe insbeſondere zu befeſtigen. Unterdeſſen
halten Pfeiſe und Punſch ihre Wirkung ncht verfehlt, ihre
unangenehmen und ſehr entgegengeſetzten Wirkungen ams-
zuüben. Letzterer brachte mein Blut in Wallung, rege
meine Gedanken auf und beflügelte meine Zunge, wogegen
der Tabak lähmend auf mich wirkte. Jch ſühlte mich plötz-
lich von einer unnennbaren Angſt befallen, welche mir die
Schweißtropfen auf die Stirn trieb; ich empfand eine ent
ſetzliche Uebelkeit, und als ich aufſiond und den Herrn
Doktor Burbus ſtammelnd verſicherte, ich müſſe jetzt nach
Haus, ſchien ſich das ganze Zimmer im Kreiſe mit mir
herumzudrehen. Es kam mir vor, als ſeien die Figuren
an den Wänden lebendig geworden und zögen mit 'unauf-
hörlichem, ſeltſamen Sauſen an mir vorüber. Das Gerippe
in der Ecke ſchien zu wanken und ſah viel unheimlicher aus
als früher. Selbſt mein gutmütiger Wirt, der vor mir
ſtand und aus vollem Halſe lachte, erſchien mir wie ein
böſer Geiſt, und mit geheimem Entſetzen ſuchte ich wankend
das Fenſter, um meine luftige Wanderung anzutreten. Doktor
Burdus redete mir vergeblich zu, ich ſolle die Nacht bei ihm
bleiben, indem ich mich in einem Zuſtande befinde, der eine
olche Rutſchpartie etwas gefährlich machte. Jch hörte nichtS ihn; da ſchob er das Brett vors Fenſter und ich kletterte

wieder hinauf; als mich aber die friſche Nachtluft anwehte

und ich über dem Abgrund ſchwebte, fing ich an laut zu weinen
und bekam einen ſolchen Schwindel, daß ich mich am Brekt
feſtklammerte und weder vor hoch rückwärts wollte.
Aus dieſem denkwürdigen Dlugenblick, wo es plötzlich in

meinem Jnnern ſehr dunkel und häßlich wurde, erinnere ich
mich, aber ziemlich undeutlich, daß der Doktor hinter mir
lont fluchte und ſchimpfte; bald aber fühlte ich, wie er mit
dem Stock auf den Teil meines Körpers ſchlug, den ich ihm
entgegenſtreckte, und ſo oft ich einen Schlag erhalten, rutſchte
ich eine Strecke weiter. Endlich ſpürte ich eine wärmere
Luft, die mich umgab, ich purzelte auf den Boden meines
Zimmers und ſchlief flugs ein. Meine Plage war aber
noch nicht zu Ende; ich fühlte mich gerüttelt und geſtoßen,
und als ich mühſam meine Augen aufriegelte, ſah ich eine
Geſtalt vor mir, die ich anfangs für das Gerippe des Doktor
Burbus hielt. Bald aber erkannte ich meinen Kollegen
Philipp, der mich ſeufzend und wehklagend zu Bette ör
und daronf ſank ich in einen feſten Schlaf.

7.

Jammer.
Als ich am Morgen nach dom denkwürdigen Beſuch bei

Doktor Burbus erwachte, graute eben der Tag; ach, er graute
auch mir, denn ich befand mich in einem Zuſtande, der um
ſo ſchrecklicher war, da ich noch gar nicht wußte, ob es die
Folgen des geſtrigen Abends waren, oder der Anfang einer
ſchweren Krankheit. Jch hatte den ausgebildetſten, entſetz
lichſten Katzenjammer, der ſich je auf einen Menſchen nieder
gelaſſen hat. Jn meinem Kopf war es wüſt und leer, und
als ich verſuchte, ihn aufzurichten und um mich herzuſchauen,

drehten ſich, gerade wie geſtern abend, Zimmer, Tiſch und
Stühle um mich herum, und als ich darauf meine Augen
wieder ſchloß, um dem Schwindel zu entgehen, war es mir
als hätte in einem fort warmes Waſſer zu trinken. Jeh
wendete mich in meinem Bette hin und her und e
mit mir ſelbſt von Viertelſtunde zu Viertelſtunde; endlich

Philipp im Nebenzimmer
Waſchbecken um

ne Toilette begleitete.
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vermögen, zur Mitarbeit heranziehen. Daneben iſt ein Beirat ge

Die Angabhän find neuerdings wieder merkwü erpidarauf, als der im 1889 gegründete ſo ehe 2
für Halle und den Saalkreis zu gelten. ſie
Scherz, eine Mitgliederverſammlung folg
zigldemokratiſcher Verein für Halle und den
j9. April 1889) angeſchloſſen der Unag
Partei Ja, wenn es nur einer ſolchen jeſuitiſchen Tü
bedürſte, dann wären ſie allerdings der 3
Verein. Aber ſo iſt nun einmal Tatſache, daß der damals gegründete
Verein nur als Glied der geſamten ſozialdemokratiſchen Pa

h e e e Leitung ſtehende Verein angehört, während die Albrechtſchen zu
den n, alſo einer andern, neuen Partei, ü
ſomit alſo ni r damalige ſozialdemokrat Verein mehr ſind.
daran läßt durch ſolche Jnſeratenſcherze nichts ändern, von
denen im übrigen geſagt werden muß, daß ſie eine armſelige Hilfloſigkeit
verraten.

Ein großer Poſtſcheckſchewindei iſt kürzlich hier verübt worden,
hat inzwiſchen aber mit der Verhaltung des Betrügers ſeine vorläufige

Erledigung gefunden. Bei einer hieſigen Genoſſenſchaftsbank war ein
25 Jahre alter Buchhalter Friedrich Köhler angeſtellt. Dieſer fälſchte
eine Anzahl Schecks, erhob darauf beim Poſtſcheckamt in Leipzig 200 000
Mark und brannte damit durch. Bevor man von dem großen Schwindel

Kenntnis erhielt, war Köhler Ende März zu ſeiner Mutter auf Oſter
urlaub nach Schweinfurt gefohren. Man nahm an, daß er ſich mit
ſeiner großen Beute nach irgendeiner Großſtadt gewandt haite, um dort
den Lebemann zu ſpielen. Auf ſeine Ergreifung und die Wieder
beſchaffung des Geldes war eine Belohnung von 1000 Mark ausgeſeht
worden. Jnzwiſchen iſt man ſpäter in Weinsberg ſeiner habhaft ge
worden. Köhler geſtand, daß er das Geld im Schwebheimerwald ver
grub, wo tatſächlich die Geldkaſſette mit 100 000 Mark auch gefunden
wurde.

Strafbare Zeitungsanzeigen. Neuerdings ſind in den
Zeitungen immer noch Kapfzeſuche für Lebens- und Futtermittel
erſchienen, ohne daß die Anzeigenden die nach der Verordnung über
den Handel mit Lebens- und Futtermittel und zur Bekämpfung
des Kettenhandels erforderlihe Genehmigung der VPolizeirerwal-
tung oder Preisprüforgsjſtelle eingeholt hatten. Aus dieſem An
laß ſei auf die einſchlägigen Vorſchriften erneut hingewieſen. Wer
in Zeitungs- uſw. Anzeigen Lebens- oder Futtermittel zu kaufen
ſucht und dazu gehört alles, was als Lebens- oder Futtermittel
dienen kann bedarf hierzu der vorherigen Genehmigung. Zu-
widerhandlungen ſind ſtrafbar und werden unnachſichtlich verfolgt.

Auf die S. Kriegsanleihe ſind bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe bis
14. April in 2785 Poſten 12 118 900 Mark gezeichnet worden.

Die Wohnungsfrage hat jetzt auch den die gen Allgemeinen
Bürgerverein beſchäftigt, leider zum Teil in einer Weiſe, die gegen
über der Reformfreudigkeit dieſes Vereins und der hinter ihm ſte
Kreiſe ſehr bedenklich machen muß. Der vertrat den
Standpunkt, daß man die hier bereits beſtehenden Vereine, ſoweit ſie
ſich mit Kleinwohnungsbau beſchäftigen, gleichmäßig behandeln müſſe.
Vor allem ſei es nicht angängig, zugunſten von Neugründungen
ſtädtiſche Gelder aufzubringen. Man würde überhaupt wohl der All-
gemeinheit bei der Bekämpfung der Wohnungsnot er dienen, wenn
man ſein Hauptäugenmerk darauf richtete, die Bautätigkeit insgeſamt
durch Erleichterungenindenbaupolizeilichen Beſtim
mungen und der Bauzoneneinteilung zu fördern. Mit dem Aus
bau vorhandener Räume müßte auf das ſchnellſte vorgegangen
werden. Die Statiſtik ſelbſt, die der Magiſtrat neulich zur Begründung
ſeiner Vorlage über das Wohnungsamt aufgemacht habe, h
rechtigien Zweifeln. Die Zahlen über den vorausſichtlichen an
Kleinwohnungen nach Kriegsſchluß ſeien etwas willkürlich gegriffen.

hängen in der Luft, als da Unterla Eru a Se e e h de et Se
von Kleinwohnungen möge man fich allerdings auch davor

hüten, daß die Tätigkeit des Staates und der Gemeinden die private
Täkigkeit aufhebe. Das Jmmerweiterhineintreiben in den Staats
ſozialismus dürfte nicht unterſtützt werden. Betont wurde, daß
der Hausbeſitzerverein dem Kleinwohnungsbauverein durchaus nicht mehr
mit Gefühlen der Eiferſucht gegenüberſtehe. Der Privaimann könne
eben heutzutage nicht mehr Kleinwohnungen zum Preiſe von 200 bis
300 Mark bauen. Bei der Unterſtützung der Kleinwohnungsbauvereine
müſſe darauf hingeſehen werden, daß auch tatſächlich Kleinwohnungen
gebaut werden, und daß nicht das Aushängeſchild der Kleinwohnungen
dazu benutzt werde, Mittelwohnungen in großer Zahl zu errichten, was
eine Konkurrenz für den freien Hausbeſitz wäre. Wohnu von 600bis 700 Mark dürften jene Vereine auf keinen Fall in obere Zahl

bauen; man könnte höchſtens geſtatten, daß auf zehn kleine Wohnungen
zwei große gebaut würden. Sehr bedauert wurde, daß hier wie an
andern Orten kinderteiche Familien, denen vom Hausbeſitzer gekündigt
war, keine Wohnungen haben finden können. Der Hausbeſitzer ſei nichtimmer daran ſchuld, wenn kinderreiche Familien ihre Wein ver

lieren; er gebe bei ſolchen Kündigungen oft dem Drängen empfindlicher
Mieter nach, die nicht mit kinderreichen Familien einem Hauſe
wohnen wollten. Wenn deshalb die Stadt irgendeine Geſellſchaft deim
Bau von Kleinwohnungen unterſtütze, ſo müſſe die Bedingung aufge
r daß ein Teil der Wohnungen an kinderreiche Familien
zu geben ſei.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Das Rachllager in Grangda, romantiſche Oper von Conradin

Kreutzer, erfreute auch am Sonntag wieder mit ihren ſchön er
fundenen und flüſſigen Melodien ſowie ihrer bei aller Einfachheit farben
prächtigen Jnſftumentierung. Dazu trug freilich weſen eine tadelloſe
Aufführung bei, ermöglicht durch das ſauber ſpielende Orcheſter unter
Herrn Nöhrens Leitung, die prachtvolle Jnſzenierung, die Herr Roesler
verantwortlich zeichnete, und vor allem durch die erſtklafſige Beſetzung.
Den Jäger-Pripzregent ſang Herr Neudörffer, diesmal nicht beſonders
als Stutigarter Gaſt aufgeführt; ſang ihn unter routiniert-beſtrickender
Daranſetzung ſeiner ſchönen Stimmittel und unter beſter Verwendung
ſeines ſchon immer angenehm hervortretenden ſchauſpieleriſchen Könnens.
Reben ihm hielten Fräulein Mahlendorff als Gabriele, ſowie Herr Har-
ſacher als ez wacker ſtand und erſtritten ſich mit ihrem wohl
geſchliffenem Geſang, der jede einzelne Partie zu einem wahren Genuß
werden läßt, erſtritten ſich aber auch mit ihrem lieblichen Spiel eine be
ſondere Note. Die drei räubernden Hirten waren durch die Herren
Fiſcher, Roesler und Schreiber gut beſetzt. Das Publikum ſpendete

wieder vollen Beifall. cw.
Aus der Provinz.

Verſorgung der Rüſtungsarbeiter.
Reuregelung zur Bekämpfung des Schleichhandels.

Das Kriegsernährungsamt hat nunmehr Richtlinien aus
gearbeitet zur Verhinderung des Schleichhandels mit Nahrungs-
mitteln in der Rüſtungsinduſtrie. An die Stelle der unzuläſſigen
Sonder verſorgung cuf dem Wege des Schleichhandels und der
Ueberpreiſe ſoll eine bebördlich geregelte Zuſadernährung treten.
Dieſe ſoll durch Vermittlung von Jnduſtrieverſorgungsſtellen er
folgen, die in einer den Kommunalverbänden übergeordneten Pro
vingialinſtang zu ſchaffen find, nach Möglichkeit aber wirtſchaft
lich zuſammmenhängende oder gleichgeartete Bezirke umfaſſen ſollen.
Die Jnduſtrieverſorgungsſtellen tragen behördlichen Charakter, ſie
können andere Stellen oder Aemter, die die induſtrielle Struktur
des Bezirk und den Bedarf der Rüſtungsinduſtrie zu beurteilen

et Form eines kleinen Arbeitsausſchufſes aus Jnbuſtriellen
urrd

e neo

tigen ergſe Grenzen. Werſe, die nicht als an
erkannte Rüſtungsbetriebe gelden, ſind künftig grundſfätlich auf die

da aur in
wirklich ernſt gefährdeten Jnduſtriebegzirken ein einigermaßen wirk
ſames Eingreifen möghich ſein wird.

Die erſten Maßnahmen ſollen ſich auf die Lebensmittelbeſtände
üten, die die Werke auf nicht legalem Wege angeſammelt haben.

Sie ſollen auf Grund einer Beſtandsermittelung erfaßt, den
Werken aber zur Verſorgung ihrer Arbeiter nach beſonderen Grund
ſäten belaſſen werden.

Zur Bedarfsdeckung dienen den Landeszentralbehörden folgende
Richtlinien:

1. Jnnerhalb des Landes find alle eiwa freiwerdenden Mengen
an Lebensmitteln, ſei es, daß es ſich um ſogenannte Spitzen handelt,
die für die Allgemeinheit ungenügend ſind, ſei es, daß Notſtands
fonds verfügbar bleiben oder werden, zur Verfügung der Jnduſtrie
verforgungsſtellen zu halten.

2. Dasſelbe gilt von allen beſchlagnahmten oder eingezogenen
Waren von einigermaßen nennenswertem Umfang, insbeſondere
aus dem Schleichhandel oder ſonſt ſtrafbarem Tun.

3. Jm übrigen ſollen vom Kriegsernährungsamt Zuweiſungen
auf die ungedeckten Fehlmengen erfolgen, für die zunächſt gewiſſe
Einfuhren, wie ſie bisher ſchon der Rüſtungsinduſtrie überwieſen
wurden, oder etwaige Teile vom Rotſtandsfonds oder kraft beſon
derer Umlage aufgebrachte Lebensmittel bereitgeſtellt werden.

Da ſolche Zuweiſungen nicht regelmäßig ſondern mehr ſtoß
weiſe erfolgen können, iſt den Werken eine vorſichtige Vorratspolitik
anzuraten. Verhandlungen darüber, daß auch andere Stellen,
z. B. die Eiſenbahnverwaltung und militäriſche Dienſtſtellen, nicht
mehr nach eigener Entſchließung, ſondern nur nach Weiſung der
Jnduſtriederſorgungsſtellen, ihre Betriebe beliefern, ſind im Gange.

Für die Unterverteilung in den Werken ſollen folgende Richt
linen maßgebend ſein. Soweit Einrichtungen vorhanden oder zu
ſchaffen ſind, empfiehlt ſich die Ausgabe der Sonderzulagen in
Form beſonderer Werkſpeiſungen, den ſogenannten Zuſatzſuppen.
Aus eigenen Vorräten ſollen die Werke hierfür nicht mehr ver
brauchen als höchſtens auf den Kopf und die Woche im Durchſchnitt
gerechnet 120 Gramm Fleiſch mit Knochen, 25 Gramm Fett,
120 Gramm Bindemittel und 200 Gramm Nährmittel. Der Ver
brauch von Gemüſe richtet ſich nach den Vorräten, die auf Liefe
rungsverträge bezogen werden. Sonderzuweiſungen an Gemüſe
kommen auch ſpäter nicht in Frage. Werke, die offenſichtlich mehr
verbrauchen, können auf Nachlieferung nicht rechnen. Kartoffeln
dürfen höchſtens 134 Pfund auf den Kopf und die Woche über die
Rationierung hinaus verbraucht werden. Sollte ſpäter eine Kar-
toffelſchwerarbeiterzulage eingeführt werden, ſo iſt der Mehrver-
brauch aus ihr zu decken. Werke, die keine Küchen haben, können
die Waren nach gleichen Grundſätzen ihren Arbeitern direkt aus
händigen. Neben dieſen Zuweifungen bleiben die von den Kom
munalverbänden verteilten Schwer- und Schwerſtarbeiterzulagen
veſtehen.

Was die Preisfrage vetrifft, ſo bleibt zur Zeit nur der Weg
offen, daß die Einfuhrſtellen die infolge der Valutadifferenz über
die jnländiſchen Höchſtpreiſe ſtehenden Waren zum Einſtandspreiſe

n. Den Werken wird aber dringend wahegelegt
unterſchiede zu tragen und die Waren zu Jnlandshöchſtpreiſen ab
zugeben.

Das ſind in großen Umriffen die Grundzüge der geplanten
Organiſation zur Verforgung der Jnduſtriearbeiterſchaft. Man
wird nun zunächſt abwarten müſſen, wie ſie arbeitet, ob es ihr tat
ſächlich gelingt, den Schleichhandel entbehrlich zu machen. Allzu
große Hoffnungen wird man nicht hegen dürfen, weil die eine
große Fehlerquelle, nämlich die Möglichkeit zum Schleichhandel,
d. h. alſo die mangelhafte Erfaſſung der Erzeugniſſe, im weſentlichen
beſtehen bleibt. Gelimgt es nicht, dieſe Möglichkeit der eigenſüch-
tigen Verſorgung zu beſeitigen und in den Strom der allgemeinen
Verſorgung überzuleiten, ſo wird entweder nach kurzem das alte
Uebel in der Rüſtungsinduſtrie wieder aufleben oder die Ver
ſorgung der Jnduſtriearbeiterſchaft wird aus dem Fonds der allge
meinen Rationierung mit verſorgt werden müſſen zum Nachteil der
übrigen Bevölkerung. Die Konſequenz der neuen Regelung fordert
in erſter Linie ſtraffere Erfaſſung!

Weißenfels. Beſtrafte Brotmarkendiebin. Die
Witwe Minna Stelzer geb. Horn von hier hatte eine eigene Art,
ſich in den Beſitz von Bratmarken zu ſetzen. Sie ſrhickte die zum
Brotholen ausgeſandten Kinder in einen Laden, um für ſie etwas
zu holen, inzwiſchen verſchwand ſie mit den ihr zur Aufbewahrung
arglos von den Kindern übergebenen Brotmarken. Das Schöffen
gericht verurteilte fie jetzt zu einem Monat Gefängnis.

Zeiz. Lebensmittel-Verteilung. 37 der Zeit vom
16. bis 21. April zur Verteilung: auf Lebensmitlel narken
Nr. 125 125 Gramm Graupen, Preis 9 Pf. Donnerstag, 18. Aprik;
Nr. 186 ein Ei, Preis 34 Pf. Freitag, 19. April in den durch Aus
hang kenntlichen Geſchäften Nr. 127 250 Gramm Marmelade, Preis
46 Pf. Sonnabend, 290. April in allen Geſchäften.

Suppenmarken für Kinder. Von diefer Woche an
ſoll der Kauf der Suppenmarken jedesmal am Montag nachmittag
für die ganze Woche erfolgen. Dethalb wird gebeten, die Suppen
karten Montags zur Abſtempelung vorzulegen und gleichzeitig für
1.50 M. 6 Suppenmarken zu kaufen. Die Marken ſind achbeckige
e. An jedem Tage iſt eine Marke bei Abholung der Suppe

zugeben.

Zeitz. Waih geſchrieen! Der Volksbote hat einen Wurt-
anfall bekommen, und in dieſem Zuſtande legt er gleich an drei
Stellen in Tangatmigſter Weiſe gegen die böſen Regierungsſogzia-
liſten in Halle los, von den übrigen Lufthieben gegen die Partei
ganz allgemein gar nicht erſt zu reden. Die unſchuldige Urſache
dazu iſt geweſen, daß ihm der Vorwärts- Verlag nicht mehr die
Matern zur „Neuen Welt“ liefert. Das benennt er folgender
maßen: „Es geht alſo auch hier in der bisher geübten Weiſe weiter,
erſt macht man die Minderheit gewiſſermaßen mundtot und treibt
ſie ſomit zur Gründung einer eigenen Partei und dann will man
auch die geſchäftlichen Unternehmungen, wenn es geht, ſchädigen
und vernichten. Dabei ſollte doch eigentlich der Volksbode froh
ſein, daß er die Matern nicht mehr bekommt, denn er will doch ſonſt
nichts von den e Regi ialiſten wiſſen. Fanihm r auch ſo, wie dem nten in Goethes 5:

echter deutſcher Mann mag keinen Franzmann leiden,
doch fhre Weine trinkt er gern.

Was der Volksbote fonſt und zwar aus Anlaß der Ver
ſammlung in Corbetha, iſt eine Aufwärmung oller
Kamellen, auch in begug auf dieſe Verfammlung ſelbſt, und lohnt

e Nur einen RatCuac r ndes Volksboten nicht anmerken zu
g ſehr in Wide mit der ſonſt ſo kräftig

betonten Si it darüber, den die „Zuku
e

die Preis

Gewerkſchaftliches.
Fr die Polleir ber Generallommniſſon

r r inen V Le Generalkommiſſion und

nie„Die S der Stuttgarter 552drücklichſt, daß die freien Gewerkſchaften auch

ihre n e r 7 und r 7n haben erhin vertrHaltung der Gewerkſchaften und ihrer Leitungen kann w. beurteili

werden du I eit im ftlichen 9 ntragen pa treitigkeiten in die
I nur a en ev ad e be haßt rz e t vetbämen und damit die e hatte

in unverzeihlicher Weiſe zu ſchädigen. P Nun Gewerk-
enoſſen iſt es, das koſtbarſte Gut ihrer Organi die Einig-

eit, aus dem Weltbrand unverſehrt in die Friedenszeit hinüber zu
tragen. Nur dann beſteht die Gewähr, daß die Kampfkraft der Ge
werkſchaften den gewaltigen wirtſchaftlichen Auseinanderſetzungen der
Zukunft gewachſen ſein wird.

Soziales.
Jn private Betriebe beurlaubte Kriegsbeſchädigtegihe der Angeſtelltenverſicherung.

Dies hat der Rentenausſchuß Berlin der Reichsverſiche ſtalt
für Angeſtellte in ſeiner letzten Entſcheidung feſtgeſtellt. Er führt des
näheren aus: Kriegsbeſchädigte, welche zu privater Arbeitsleiſtung vonder Militärbehörde zur erſäung geſtellt werden, können nur dann

verſicherungsfrei angeſehen werden, wenn dieſe einen
der ärztlichen Behandlung, alſo ſogenannte Arbeitstherapie, dar

ſtellt. Dies iſt der Fall, wenn die betreffenden Kriegsbeſchädigten aus
Gründen der Heilbehandlung zur c. komman
diert werden und wenn während dieſer e ung eine gewiſſe
ärztliche Aufſicht in einer der Sachlage angepaßten Form Platz et
Während dieſer Kommandierung erlittene Unfälle würden als Di
beſchädigung, das heißt als Vorausſetzung für eine etwaige Militärver-

in Betracht kommen. Liegen dieſe Vorausſetzungen nicht vor,
e unterliegen die Kriegsbeſchädigten in vollem Umfange der reichsge-

n Verſicherung und haben gegen die Verſicherungsträger Anſpruch
auf die geſetzlichen Leiſtungen.

Wie iſt in Deuſſchland die Zahl der induſtriellen Arbeiter im
Kriege? Wie das Reichs-Arbeitsblatt mitteilt, zählten die an das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt berichtenden Kranfenteſſen insgeſamt 4 388 813

männliche und 4 578 553 weibliche, zuſammemw alſo 8 967 366 Mitglieder.
dieſer Zahl ſind jedoch die im häuslichen Dienſt beſchäftigten und die

andarbeiter mit enthalten. Dagegen fehlen die Bergarbeiter, die eigne
Knappſchaftskaſſen haben. Zieht man die Landarbeiter und die s
beſchäftigten (1 431 900) von dieſer Ziffer gb und zählt man 995
Bergarbeiter hinzu, ſo ergibt ſich, daß gegenwärtig 8 199 461 induſtrielle
Arbeiter im Deutſchen Reiche beſchäftigt ſind.

Aus der Partei.
Begeiſterung für die Arbeiterzerſplitterung.
Dr. Rudolf Breitſcheid veröffentlicht in der Unabhängigen25 einen Freudenartikel über die Spaltung der Soialdenotrete

in Norwegen und Dänemark, die er als unmittelbar bevorſtehend anſieht.
Ueberall käme das „revolutionäre Prinzip zur „und die
Werniige der Nichtsals-Parlamentarier entſchuldige Militär und
Wehrpflichtsſtreiks ſogar dann, wenn ſie vielleicht nicht zweckmäßig und
erfolgberſprechend wären. Gleichzeitig veröffentlicht der „Unabhängige
Sozialdemokratiſche Zeitungsdienſt“ einen Leitauffatz „Vifzi lin oder
nicht“, in dem er auseinanderſetzt, daß die Organiſationen nicht Selbſt-
zweck ſeien, ſondern nur Mittel zum Zwecke des unvperfälſchten Klaſſen
kampfes. Was urverfölſchter Klaſſenkampf iſt, beſtimmen die Herren
natürlich ſelber. Entſcheidet die Mehrheit gegen ſie, dann wird „Diſziplin
eine Untugend, ein Verrat an den Grundſätzen und dem de des

eine ſchwere Sünde wider den heiligen Geiſt des inter
nationalen Proletariats“. Deshalb warnt der Zeitungsdienſt der Unab
hängigen nochdrücklich vor dem „Schlagwort des Diſziplin“. Alle Aks
beiterfeinde werden an dieſem Fanatismus der Arbeiterzerſplitterung
ihre helle Freude haben.

Der neueſte „Gewaltſtreich“ des Parteivorſtandes iſt, wie die
unabhängigen Blätter zu beſchwören wiſſen, in Düſſeldorf zu ver-
zeichnen. Dort habe der Parteivorſtand durch Braun und Gbert den
kreuzbraven Unabhängigen mit Hilfe der bürgerlichen Gerichte dasBlatt geraubt, während der Geſchäftsführer Pfeiffer in Haft ſihze.

Alſo wieder eine Schandtat erſten Ranges. Jn Wirklichkeit hat
ſich die Sache wie folgt abgeſpielt: Neben Braun und Ebert war
Pfeiffer Treuhänder in der Verlagsgeſellſchaft für das Düſſel
dorfer Blatt. Ohne Braun oder Ebert zu unterrichten, ſchloß er
einen „Pachtvertrag' mit den Unabhängigen ab, die dieſen das
Blatt in die Hand ſpielte. Durch denſelben Vertrag ließ er fich
aber auch die Stellung als Geſchäftsführer bei den Unabhängigen
ſichern. z dieſes anmutige Treuhänderſpiel, das grobe Menſchen
offenen Verrat nennen, hat das Gericht nach Maßgabe der
lichen Beſtimmungen leider kein Verſtändnis zeigen dürfen, und ſo
iſt De Düſſeldorfer Blatt wieder in die Hände derer gelangt, denen
es gehörte.

Eine allerliebſte unabhängige Heldentat teilt Gen. Baudert
in der Thüringer Freien Preſſe mit. Er hatte den Gothaer
GeneralAnzeiger des unabhängigen Abg. Bock wegen frecher Lü
und ſtarrköpfiger Unterſchlagung von Richtigſtellungen „Schufterle“
genannt. Daraufhin haben ſich die gekränkten Hintermänner des
unabhängigen Blattes an das zuſtändige General
kommando und weitere Jnſtanzen gewendet und ſich darüber be
ſchwert, daß die Thüringer Freie Preſſe den erſchrecke nicht,
Leſer! VBurgfrieden verletze. Es iſt nicht überflüſſig, daß Bauderß
hinzufügt: „Es iſt wahrhaftig kein Scherz; es iſt blutiger Ernſt.
Höher gehts in der Tat nimmer. Ueber nichts haben die Unab
hängigen ihren ſchalen Witz lieber ausgegoſſen, als über den an
geblich von unſerer Partei mit eingeführten und gebilligken Burg
frieden. Und nun? Nichts geht doch über Grundfazzeſtigkeit!

Eingegangene Schriften.
Die Soßzialiſtiſchen Monatshefte, redigiert von Dr. J. Bloch

(Geſchäftsſtelle: Berlin W 8, Potsdamer Str. 121 h) haben ſoeben
das 2. Heft ihres 24. Jahrgangs erſcheinen laſſen. Aus ſeinem
Inhalt heben wir hervor: Der Krieg und die deuiſche Landwi
von W r Kranold. Fürſt Lichnowſky und von Jagow,
von Dr. Ludwig Queſſel, M. d. R.

Stühmer, Vorſitzendem des Deutſchen Schneiderverbands. Die
Kathedrale von

Politiſierung der Geno
tanſchauung

Kühnert. Berliner Ausſtellu
n und anderes mehr.

rtſchaft,,

ie Wohnungsfvage
nach dem Krieg, von Hermann Mattutat, M. des württ.,

Der lange Weg des Heimarbeiterſchutzes, von Heinr.
rv

eims, von Dr. Adolf Behne. Hanſabund
und Staatsſozialismus, von Edmund Fiſcher, M. d. R.

ng?, von Ka t

c von Dr. Rapha eleligmann. Ueber Religionsunterricht, von Dr. Herbert
von Lizbeth Stern.

r Geſchichte des Telephons, von Dr. Heinrich Lux. Woll
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